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Hinweis:
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tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
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Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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(2) Die LVR-Kliniken haben als Fachkrankenhäuser die 
Aufgabe

1.   durch vorwiegend ärztliche und pfl egerische Hilfe-
leistungen, die von ärztlichem, pfl ege-, funktions- 
und medizinisch-technischem Personal erbracht wer-
den, Krankheiten zu erkennen, zu heilen, ihre 
Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbe-
schwerden zu lindern. Hierbei kann die Kranken-
hausbehandlung stationär, teilstationär, vor- und 
nachstationär sowie ambulant angeboten werden,

2.  notwendige Ausbildungseinrichtungen zu betreiben,

3.   im Rahmen der ihnen erteilten Anerkennung die Auf-
gaben ärztlicher Weiterbildungsstätten wahrzuneh-
men,

4.   Maßregeln der Besserung und Sicherung nach dem 
Maßregelvollzugsgesetz des Landes Nordrhein-West-
falen und sonstige strafgerichtlich angeordnete 
Unterbringungen und Behandlungen nach Maßgabe 
des § 29 Maßregelvollzugsgesetz NRW zu vollziehen.

(3) Das LVR-Klinikum Essen und das LVR-Klinikum 
Düsseldorf nehmen darüber hinaus Aufgaben der For-
schung und Lehre nach Maßgabe der Universitätsver-
träge in der jeweils gültigen Fassung wahr.

(4) Die LVR-Kliniken können in wirtschaftlich und 
fachlich eigenständigen Betriebsbereichen

1.   Aufgaben der medizinischen Rehabilitation sowie der 
Eingliederungshilfe nach den geltenden leistungs-
rechtlichen Vorschriften,

2.   Aufgaben der Pfl ege nach dem Pfl egeVG und dem 
Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) – Sozial-
hilfe – 

 wahrnehmen.

(5) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 hat die LVR-
Klinik für Orthopädie Viersen als Fachkrankenhaus die 
Aufgabe

1.   durch vorwiegend ärztliche und pfl egerische Hilfe-
leistungen, die von ärztlichem, pfl egerischem, funk-
tions- und medizinisch-technischem Personal 
erbracht werden, Krankheiten zu erkennen, zu heilen, 
ihre Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheits-
beschwerden zu lindern. Hierbei kann die Kranken-
hausbehandlung stationär, teilstationär, vor- und 
nachstationär sowie ambulant angeboten werden,

2.  notwendige Ausbildungseinrichtungen zu betreiben,

3.   im Rahmen der ihnen erteilten Anerkennung die Auf-
gaben ärztlicher Weiterbildungsstätten wahrzuneh-
men.

(6) Den LVR-Kliniken können weitere Aufgaben auf 
anderen für die Krankenversorgung, Behinderten- und 
Altenhilfe wichtigen Gebieten übertragen werden.

(7) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können sich die LVR-
Kliniken Dritter bedienen. Sie können im Rahmen dieser 
Satzung alle Geschäfte betreiben, die unmittelbar der 
Erfüllung ihrer Aufgaben dienen.

§ 3
Maßregelvollzug

(1) Für Maßregeln der Besserung und Sicherung ist 
gemäß § 29 Maßregelvollzugsgesetz NRW das Land 
zuständig. Soweit das Land von einer Übertragungsmög-
lichkeit auf Dritte keinen Gebrauch gemacht hat, ist – 
mit Ausnahme der Errichtung, Änderung und Nutzungs-
änderung baulicher Anlagen – die Direktorin / der 
Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland als staat-
liche Verwaltungsbehörde zuständig.

(2) Die Vorgaben dieser Satzung gelten für die Bereiche 
des Maßregelvollzugs mit der Maßgabe, dass sich aus dem 
Maßregelvollzugsgesetz keine Abweichungen ergeben.

§ 4
LVR-Klinikverbund

Die LVR-Kliniken und die Dienstleistungsbetriebe (der 
LVR-Servicebetrieb und die LVR-Krankenhauszentral-
wäschereien) bilden den LVR-Klinikverbund im Sinne 

2022

Betriebssatzung 
für die LVR-Kliniken des Landschaftsverbandes 

Rheinland
Vom 28. August 2009

Aufgrund von § 6 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 Buchstabe d 
der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. März 2009 (GV. 
NRW. S. 254), hat die Landschaftsversammlung Rhein-
land am 28. August 2009 folgende Neufassung der 
Betriebssatzung für die LVR-Kliniken des Landschafts-
verbandes Rheinland beschlossen:

Präambel

Der Landschaftsverband Rheinland als Träger der LVR-
Kliniken bekennt sich zu seiner Verantwortung, eine 
qualitativ hochwertige, gemeindenahe und differenzierte 
psychiatrische Versorgung für die Menschen im Rhein-
land zu gewährleisten, die sich an einem von Würde und 
Achtung geprägten Menschenbild orientiert. Ziel aller 
Anstrengungen ist es, die Lebensqualität der ihm anver-
trauten Menschen fortlaufend zu verbessern und ihre 
bestmögliche Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu 
erreichen.

Zur Erreichung dieses Zieles beteiligen sich die Kliniken 
des Landschaftsverbandes Rheinland als regionale 
Dienstleistungs- und Kompetenzzentren für seelische 
Gesundheit an der Weiterentwicklung der psychiatri-
schen sowie psychosozialen Versorgungsstrukturen in 
ihren Regionen. Sie agieren dabei in enger und partner-
schaftlicher Vernetzung mit den Anbietern der gemein-
depsychiatrischen Verbünde.

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Rechtsnatur und Name

(1) Die Krankenhäuser des Landschaftsverbandes 
Rheinland werden wie Eigenbetriebe als organisatorisch 
und wirtschaftlich eigenständige Einrichtungen nach 
den gesetzlichen Vorschriften und den Bestimmungen 
dieser Satzung geführt.

(2) Der Landschaftsverband Rheinland betreibt seine 
Krankenhäuser unter den Namen

–  LVR-Klinik Bedburg-Hau

–  LVR-Klinik Bonn

–  LVR-Klinik Düren

–  LVR-Klinikum Düsseldorf – Kliniken der Heinrich-
Heine-Universität Düsseldorf

–  LVR-Klinikum Essen – Kliniken und Institut der Uni-
versität Duisburg-Essen

–  LVR-Klinik Köln

–  LVR-Klinik Langenfeld

–  LVR-Klinik Mönchengladbach

–  LVR-Klinik Viersen

–  LVR-Klinik für Orthopädie Viersen.

§ 2
Aufgaben

(1) Als Fachkrankenhäuser sind die LVR-Kliniken 
Bestandteile der durch die Krankenhausplanung des 
Landes Nordrhein-Westfalen festgelegten regionalen 
und gemeindenahen psychiatrischen Versorgungsstruk-
turen. Entsprechend diesem Versorgungsauftrag betrei-
ben sie die zur Sicherstellung der Versorgung erforderli-
chen Krankenhauseinrichtungen. Darüber hinaus 
beteiligen sie sich am Auf- und Ausbau integrierter 
gemeindepsychiatrischer Verbünde.
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eines Unternehmensverbundes innerhalb des Land-
schaftsverbandes Rheinland. Dessen strategische Steue-
rung obliegt der Direktorin bzw. dem Direktor des 
Landschaftsverbandes Rheinland.

Die Betriebe des LVR-Klinikverbundes arbeiten bei 
 einrichtungsübergreifenden Aufgaben gleichberechtigt 
zusammen mit dem Ziel, sämtliche fachlichen und öko-
nomischen Synergiepotentiale optimal zu nutzen und ein 
für das Rheinland gleichmäßig qualitativ hochwertiges 
Leistungsangebot einschließlich der dazu notwendigen 
Differenzierung und Spezialisierung zu entwickeln. 
Ihnen obliegt insofern die betriebliche unternehmerische 
Verantwortung.

§ 5
Gemeinnützigkeit

(1) Die LVR-Kliniken verfolgen ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben-
ordnung in der jeweils gültigen Fassung. Zweck der 
LVR-Kliniken ist die Förderung des öffentlichen 
Gesundheitswesens, die Förderung von Wissenschaft und 
Forschung, die Förderung der Erziehung, Volks- und 
Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe. Diese 
Zwecke werden verwirklicht durch die Wahrnehmung 
der unter § 2 aufgezählten Aufgaben.

(2) Die LVR-Kliniken sind selbstlos tätig. Sie verfolgen 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Mittel der LVR-Kliniken dürfen nur für satzungsge-
mäße Zwecke verwendet werden. Der Landschaftsver-
band Rheinland erhält bei Aufl ösung oder Aufhebung 
der LVR-Kliniken nicht mehr als den gemeinen Wert sei-
ner geleisteten Sacheinlagen (bzw. eingezahlter Kapital-
anteile).

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck der LVR-Kliniken fremd sind, oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(5) Bei Aufl ösung oder Aufhebung der LVR-Kliniken 
oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das 
Vermögen (übrigen Vermögen) der LVR-Kliniken an den 
Landschaftsverband Rheinland, der es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchli-
che Zwecke des Landschaftsverbandes zu verwenden hat.

Abschnitt 2
Struktur und Zuständigkeiten der LVR-Kliniken

§ 6
Klinikvorstand

(1) Für jedes Krankenhaus wird ein Klinikvorstand be-
stellt. Der Klinikvorstand ist die Betriebsleitung im 
Sinne der §§ 31 Krankenhausgestaltungsgesetz NRW, 
3 Gemeindekrankenhausbetriebsverordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Dem Klinikvorstand gehören je-
weils an: 

–  die Ärztliche Direktorin / der Ärztliche Direktor1

–  die Pfl egedirektorin / der Pfl egedirektor2

–  die Kaufmännische Direktorin / der Kaufmännische 
Direktor3

Die Mitglieder des Klinikvorstandes werden aufgrund 
eines Beschlusses des Gesundheitssausschusses auf die 
Dauer von vier Jahren bestellt.

(2) Die Ärztliche Direktion ist aus dem Kreis der Abtei-
lungsärztinnen und Abteilungsärzte zu berufen. In dem 
LVR-Klinikum Düsseldorf und dem LVR-Klinikum 
Essen muss sie/er zusätzlich der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer angehören.

(3) Eine Erweiterung des Klinikvorstandes ist zulässig. 
Die Entscheidung über die Erweiterung einschließlich 
der Regelung über das Stimmrecht ist dem Direktor/der 
Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland vorbe-

1 im Folgenden als Ärztliche Direktion bezeichnet
2 im Folgenden als Pfl egedirektion bezeichnet
3 im Folgenden als Kaufmännische Direktion bezeichnet

halten. § 31 Absatz 1 Satz 4 Krankenhausgestaltungsge-
setz NRW ist einzuhalten.

§ 7
Aufgaben des Klinikvorstandes

(1) Der Klinikvorstand leitet die Klinik nach den Grund-
sätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit selbstän-
dig. Er ist in seiner Gesamtheit für die wirtschaftliche 
Betriebsführung verantwortlich. Für Schäden haftet der 
Vorstand entsprechend den Vorschriften des § 48 Beam-
tenstatusgesetzes NRW in Verbindung mit § 81 des Lan-
desbeamtengesetzes NRW.

(2) Auf der Basis der mit der Direktorin/dem Direktor 
des Landschaftsverbandes Rheinland vereinbarten stra-
tegischen und unternehmerischen Ziele legt der Vorstand 
die jährlichen Betriebsziele fest. Er entscheidet eigenver-
antwortlich in allen zur laufenden Betriebsführung 
sowie in allen zum Betriebsbereich gehörenden Angele-
genheiten, die nicht in die Zuständigkeit der Land-
schaftsversammlung, eines ihrer Ausschüsse oder der 
Direktorin/des Direktors des Landschaftsverbandes 
Rheinland fallen; er führt insbesondere die Wirtschafts-
pläne aus. Unter diesen Rahmenbedingungen trägt er 
Verantwortung für die strategische Ausrichtung der Kli-
nik und ihrer Abteilungen einschließlich der Angebots-
struktur, die Entwicklung der Binnenstruktur der Klinik 
unter Beachtung der Vorgaben des Krankenhausgestal-
tungsgesetzes NRW, die Finanzplanung einschließlich 
der Investitionsplanung und -fi nanzierung, die Planung 
und Umsetzung der baulichen Maßnahmen, das Risiko-
management, die Weiterentwicklung der Behandlungs-
prozesse, das Qualitäts- sowie das strategische Personal-
management.

(3) Jedes Mitglied handelt in seinem Geschäftsbereich 
alleinverantwortlich. Entscheidungen von übergreifen-
der Bedeutung sind gemeinsam als Kollegialorgan zu 
treffen. Hierzu gehören alle Entscheidungen, die für die 
gesamtunternehmerische Entwicklung der Klinik von 
grundlegender Bedeutung sind. Ist ein Einvernehmen 
nicht zu erzielen, entscheidet die oder der Vorsitzende 
alleine. Das Nähere wird in der Geschäftsordnung gemäß 
§ 13 dieser Satzung geregelt.

(4) Der Klinikvorstand ist Dienststellenleiter im Sinne 
des Landespersonalvertretungsgesetzes NRW.

§ 8
Vorsitzende / Vorsitzender des Klinikvorstandes

(1) Aus dem Kreis der Mitglieder der Klinikvorstände 
wird auf Grund des Beschlusses des Gesundheitsaus-
schusses durch die Direktorin/den Direktor des Land-
schaftsverbandes Rheinland ein Mitglied zur/zum Vor-
standsvorsitzenden bestellt.

(2) Die Vorsitzende/der Vorsitzende ist die Sprecherin 
oder der Sprecher des Vorstandes und repräsentiert die 
Klinik als Ganzes nach außen. Der Vorstand kann mit 
Zustimmung der Direktorin/des Direktors des Land-
schaftsverbandes Rheinland eine davon abweichende 
Regelung treffen.

(3) Die Vorsitzende/der Vorsitzende hat die Direktorin/
den Direktor des Landschaftsverbands Rheinland und 
den Krankenhausausschuss über alle wichtigen betrieb-
lichen Angelegenheiten umfassend zu unterrichten. 
Führt eine Entscheidung zu Ausgaben, die ein Defi zit 
verursachen, das aus dem Haushalt des Landschaftsver-
bandes Rheinland zu fi nanzieren wäre, muss sie/er die 
Direktorin/den Direktor des Landschaftsverbandes 
Rheinland und den Krankenhausausschuss unverzüglich 
unterrichten. Das weitere Verfahren richtet sich nach 
§ 19 Absatz 3 dieser Satzung; bis zu dessen Abschluss 
darf der Beschluss nicht umgesetzt werden.

(4) Der/dem Vorsitzenden des Vorstands obliegt die 
Koordination aller Verantwortungsbereiche (Geschäfts-
bereiche) und die Geschäftsführung des Vorstands. Die 
Vorsitzende/der Vorsitzende des Vorstands beruft die 
Sitzungen des Vorstands ein und leitet diese. Sie/er kann 
von den übrigen Mitgliedern des Vorstands jederzeit 
Auskunft über einzelne Angelegenheiten ihres Ressorts 
verlangen und bestimmen, dass sie/er über bestimmte 
Arten von Geschäften vorab unterrichtet wird. Das 
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Nähere regelt die Geschäftsordnung (§ 13 dieser Sat-
zung).

§ 9
Abwesenheitsvertretung

(1) Für die Mitglieder des Klinikvorstandes ist je ein 
Vertreter/eine Vertreterin aus dem Kreis der Abteilungs-
leiter/Abteilungsleiterinnen des jeweiligen speziellen 
Verantwortungsbereichs zu bestellen. Im Falle der Ver-
hinderung des Vorstandsmitgliedes nimmt die Vertrete-
rin/der Vertreter seine Aufgaben wahr und nimmt an der 
Vorstandssitzung teil. Die Abwesenheitsvertreter werden 
für die Dauer von vier Jahren bestellt.

(2) Die Mitglieder des Klinikvorstandes regeln, wer von 
ihnen im Falle der Verhinderung der/des Vorstandsvorsit-
zenden ihre/seine Aufgaben wahrnimmt. Diese Aufgaben 
können nicht von den Abwesenheitsvertretern / Abwesen-
heitsvertreterinnen übernommen werden. Das Nähere 
regelt die Geschäftsordnung (§ 13 dieser Satzung).

§ 10
Personalangelegenheiten

(1) Die Mitglieder des Klinikvorstandes sowie deren 
Vertreterinnen und Vertreter (§ 9 dieser Satzung) werden 
aufgrund eines Beschlusses des Gesundheitsausschusses 
von der Direktorin/dem Direktor des Landschaftsver-
bandes Rheinland eingestellt, bestellt und abberufen. 
Für alle sonstigen arbeitsrechtlichen Maßnahmen – ins-
besondere Kündigungen – ist die Direktorin/der Direk-
tor des Landschaftsverbandes Rheinland zuständig.

(2) Für die Einstellung, Bestellung und Entlassung sowie 
sonstige arbeitsrechtliche Maßnahmen gegenüber den 
Abteilungsärztinnen und Abteilungsärzten, Abteilungs-
verantwortlichen, Leiterinnen und Leitern der Betriebs-
bereiche sowie besonderer Aufgabenbereiche (Entgelt-
gruppe E 13 oder höher nach dem TVöD) ist der 
Klinikvorstand zuständig.

(3) Für die Einstellung, Kündigung und andere arbeits-
rechtliche Maßnahmen der Beschäftigten in den Kliniken 
mit Ausnahme der in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Personen ist das jeweilige Vorstandmitglied für seinen 
Verantwortungsbereich (Geschäftsbereich) zuständig 
und unterschriftsberechtigt. Die Vorstandsmitglieder 
haben hierbei die Grundsätze der wirtschaftlichen 
Betriebsführung zu beachten.

(4) Die Zuständigkeit für die Einstellung, Ernennung, 
Beförderung und Entlassung der Beamtinnen/Beamten 
richtet sich nach § 20 Absatz 4 Landschaftsverbandsord-
nung NRW in Verbindung mit der Hauptsatzung des 
Landschaftsverbandes Rheinland.

(5) Soweit für Entscheidungen in Personalangelegenhei-
ten von Beschäftigten in den Kliniken die Direktorin/der 
Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland zuständig 
ist, ist der Klinikvorstand vorher anzuhören.

§ 11
Vertretung

(1) In den Angelegenheiten, die der Entscheidung des Kli-
nikvorstandes unterliegen, wird der Landschaftsverband 
Rheinland durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
des Klinikvorstandes und durch die Kaufmännische Di-
rektion gemeinschaftlich vertreten (§ 4 Absatz 1 Gemein-
dekrankenhausbetriebsverordnung). Ist die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende des Klinikvorstandes zugleich die 
Kaufmännische Direktion, so wird die Klinik durch sie 
und ein weiteres Mitglied des Klinikvorstandes gemein-
schaftlich vertreten.

(2) Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der 
Beauftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefug-
nisse werden öffentlich bekannt gegeben. Die Vertre-
tungsberechtigten und die Beauftragten unterzeichnen 
unter dem Namen der Klinik.

(3) Bei verpfl ichtenden Erklärungen ist nach § 21 Land-
schaftsverbandsordnung NRW zu verfahren. Auf Ver-
pfl ichtungen, die zur Durchführung der laufenden Be-
triebsführung eingegangen werden, fi ndet § 21 Absatz 1 
Landschaftsverbandsordnung NRW keine Anwendung.

§ 12
Gliederung

(1) Die LVR-Klinik bildet einen Betriebsbereich Kran-
kenhaus, der seinerseits in ärztlich verantwortlich gelei-
tete Abteilungen gegliedert ist.

(2) Für jede Abteilung ist mindestens eine Abteilungs-
ärztin oder ein Abteilungsarzt im Sinne des § 31 Absatz 2 
Krankenhausgestaltungsgesetz NRW zu bestellen.

(3) Abteilungen gleicher Fachrichtungen oder Schwer-
punkte können mit Zustimmung der Direktorin bzw. des 
Direktors des Landschaftsverbandes Rheinland über-
greifend koordiniert werden.

(4) Darüber hinaus können wirtschaftlich und fachlich 
eigenständige Betriebsbereiche für medizinische Rehabi-
litation, Eingliederungshilfe und Pfl ege gebildet werden.

(5) Der Vorstand vereinbart mit den ärztlichen Abtei-
lungsleitungen unter verbindlicher Beteiligung der pfl e-
gerischen Abteilungsleitungen regelmäßig (jährlich) 
Abteilungsziele einschließlich der Abteilungsbudgets 
und prüft die Ergebnisse im Rahmen seines Controllings. 
Die Weisungsunabhängigkeit der Abteilungsärzte in 
medizinischen Fragen bleibt hiervon unberührt und ist 
zu beachten. Die ärztlichen Abteilungsleitungen sind 
dem Klinikvorstand für die Erreichung der Abteilungs-
ziele und für die Einhaltung der Budgetvorgaben verant-
wortlich.

§ 13
Geschäftsordnung

(1) Die Geschäftsverteilung innerhalb des Klinikvorstan-
des sowie die nähere Ausgestaltung der Funktion des Kli-
nikvorstandsvorsitzenden regelt eine Mustergeschäftsord-
nung entsprechend § 3 Absatz 3 der Gemeindekranken-
hausbetriebsverordnung. Die Mustergeschäftsordnung 
bedarf der Zustimmung des Gesundheitsausschusses.

(2) Jeder Klinikvorstand gibt sich auf der Grundlage der 
Mustergeschäftsordnung (§ 13 Absatz 1 dieser Satzung) 
der Direktorin/des Direktors des Landschaftsverbandes 
eine Geschäftsordnung. In dieser Geschäftsordnung wer-
den die Verfahrensregeln sowie die Leitungsstrukturen 
einschließlich der Einzelzuständigkeiten der Vorstands-
mitglieder geregelt.

(3) Die Geschäftsordnung des Klinikvorstandes bedarf 
der Genehmigung durch den Direktor/die Direktorin des 
Landschaftsverbandes Rheinland und der Zustimmung 
des Krankenhausausschusses.

Abschnitt 3
Zuständigkeiten des Krankenhausträgers

§ 14
Zuständigkeit der Landschaftsversammlung

(1) Die Landschaftsversammlung beschließt über

1.   Erlass, Änderung und Aufhebung der Betriebssat-
zung,

2.   Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes, 
einschließlich des Investitionsprogramms,

3.   Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung 
eines Gewinnes oder Behandlung eines Verlustes 
sowie die Entlastung der Krankenhausausschüsse,

4.   Rückzahlung von Eigenkapital an den Landschafts-
verband.

(2) Sie berät über die aus dem Erfolgsplan entwickelte 
Finanzplanung.

§ 15
Zuständigkeit des Landschaftsausschusses

(1) Der Landschaftsausschuss beschließt über alle Kran-
kenhausangelegenheiten, soweit sie nicht der Land-
schaftsversammlung, der Direktorin bzw. dem Direktor 
des Landschaftsverbandes Rheinland und dem Klinik-
vorstand vorbehalten oder dem Gesundheits-, den Kran-
kenhausausschüssen bzw. anderen politischen Fachaus-
schüssen zur Entscheidung übertragen sind.
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(2) Er hat die Beschlüsse der Landschaftsversammlung 
vorzubereiten. Er berät insbesondere die Feststellung 
und Änderung der Wirtschafts- und Finanzpläne sowie 
die Feststellung der Jahresabschlüsse nach Vorberatung 
in den Krankenhausausschüssen und dem Finanzaus-
schuss.

(3) Er entscheidet über:

1.   Gründung oder Übernahme von Einrichtungen oder 
wesentlichen Zweckänderungen von bestehenden 
Einrichtungen,

2.   die Aufl ösung der LVR-Kliniken oder wesentlicher 
Teile unter Berücksichtigung der Empfehlung des 
Fachausschusses,

3.   An- und Verkauf von Gründstücken sowie Bestellung 
dinglicher Rechte an Grundstücken,

4.   Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Gesund-
heitsausschuss oder dem Krankenhausausschuss und 
der Direktorin bzw. des Direktors des Landschafts-
verbandes Rheinland sowie zwischen dem Gesund-
heitsausschuss oder dem Krankenhausausschuss und 
der Kämmerin bzw. dem Kämmerer,

5.   Ernennung und Beförderung der Beamtinnen oder 
Beamten der Besoldungsgruppe A 13 h.D. oder einer 
höheren Besoldung,

6.   Behandlung von Petitionen, Anregungen und 
Beschwerden, die aufgrund des allgemeinen Petiti-
onsrechts schriftlich an die Vertretung des LVR 
gerichtet werden, soweit nicht die Krankenhausaus-
schüsse zuständig sind oder eine andere Zuständig-
keit nach dem Maßregelvollzugsgesetz NRW besteht.

§ 16
Zuständigkeit des Gesundheitsausschusses

(1) Der Gesundheitsausschuss ist zuständig für alle 
gesundheitspolitischen Grundsatzangelegenheiten und 
Aufgaben des Landschaftsverbandes Rheinland. Er 
beschließt über die Gestaltung und Weiterentwicklung 
der psychiatrischen Versorgungsstrukturen im Rhein-
land durch Rahmenkonzepte, Anreiz- und Förderpro-
gramme sowie über die Initiierung von Modellprojekten 
zur Verbesserung der Versorgungs- und Behandlungs-
qualität, Gender-Mainstreaming und Kultursensibilität.

(2) Der Gesundheitsausschuss ist zuständig für die 
gesundheitspolitischen Zielsetzungen der LVR-Kliniken 
bzw. des LVR-Klinikverbundes, sofern einrichtungs-
übergreifender Regelungsbedarf besteht. Dies umfasst 
auch Maßnahmen auf Klinikebene, soweit davon Inter-
essen des LVR-Klinikverbundes, harmonisierungsbe-
dürftige Fragestellungen zwischen Einrichtungen des 
LVR-Klinikverbundes oder Entscheidungen von grund-
sätzlicher Bedeutung berührt werden. Er beschließt 
über:

Aufgabenkreis Unternehmensentwicklung der LVR-Kli-
niken/des LVR-Klinikverbundes

 1.   Festlegung der strategischen Positionierung für die 
psychiatrie-politischen Grundsatz- und Entwick-
lungsziele des LVR-Klinikverbundes, die für die 
Entwicklung der LVR-Kliniken verbindlich sind,

 2.   Aufgabenstellung der LVR-Kliniken einschließlich 
der Gründung oder Zweckänderung von Einrichtun-
gen der LVR-Kliniken,

 3.   Ziel- und Liegenschaftsplanung der jeweiligen LVR-
Klinik nach Empfehlung des zuständigen Kranken-
hausausschusses,

 4.   Grundsätze für die organisatorische Gliederung der 
LVR-Kliniken,

 5.   wesentliche organisatorische Änderungen außerhalb 
bestehender Zielplanungen,

 6.   übergreifende Vorgaben für das Energiemanagement,

 7.   übergreifende umweltrelevante Maßnahmen zur Re-
duzierung der umweltbezogenen Einfl üsse der LVR-
Klinik-Liegenschaften sowie die Festlegung von An-
forderungen an das Umweltmanagement und das 
Öko-Audit,

Aufgabenkreis Weiterentwicklung des Leistungs- und 
Angebotsspektrums / Qualitätsmanagement

 8.   Konzepte und Rahmenvorgaben für Planungen für 
mittel- und langfristige Investitionen/Instandhal-
tungskosten, soweit die Gesamtkosten der Maßnah-
men 1 000 000 € überschreiten,

 9.   Festlegung von Behandlungs- und Betreuungsstan-
dards,

10.   Grundsatzfragen bei der Übernahme von Lehr- und 
Forschungsaufgaben,

11.   Gründung oder Aufl ösung von Ausbildungs- und 
Weiterbildungseinrichtungen,

12.   Grundsätze klinikverbundbezogener Qualitätsbe-
richte,

13.   Grundsätze des Beschwerdemanagements im LVR-
Klinikverbund unter Berücksichtigung der dazu er-
lassenen landschaftsverbandsweiten Regelungen,

Aufgabenkreis Personalmanagement

14.   klinikverbundweite Grundsatzangelegenheiten des 
Personalwesens unter Berücksichtigung der Rah-
menvorgaben für den LVR,

15.   allgemeinen Vertrags-/Anstellungsbedingungen für 
die Mitglieder des Klinikvorstandes und deren Ver-
treterinnen bzw. Vertreter,

16.   Vorgaben und Weiterentwicklung von Leitlinien für 
die Führungskräfte der LVR-Kliniken,

17.   klinikübergreifende Personalentwicklungsprogram-
me,

18.   Einstellung, Bestellung und Abberufung von Mit-
gliedern des Klinikvorstandes, deren Vertreter und 
Vertreterinnen und der bzw. des Vorstandsvorsit-
zenden auf der Grundlage der Vorauswahl und unter 
Berücksichtigung des Votums des Krankenhausaus-
schusses (§ 17 Absatz 4 dieser Satzung),

Aufgabenkreis Organisation

19.   Grundsätze zum Umgang mit Wahlleistungen und 
Verteilung der Nebeneinkünfte,

20.   Grundsätze des Sponsorings durch die Industrie und 
Verbände unter Berücksichtigung der Rahmenvor-
gaben für den LVR,

21.   die Mustergeschäftsordnung für die Klinikvorstände 
nach § 13 Absatz 1 dieser Satzung,

(3) Soweit Maßnahmen auf Grund einer Entscheidung 
der Direktorin bzw. des Direktors einrichtungsübergrei-
fend bzw. verbundbezogen wahrzunehmen sind, ent-
scheidet der Gesundheitsausschuss über:

1.   Planung, Durchführung und Vergabe von Baumaß-
nahmen und Bauunterhaltung sowie mittel- und 
langfristige Investitionen/Instandhaltungen von mehr 
als 1 000 000 €,

2.   klinikverbundbezogene Gutachter- und Beraterauf-
träge im Wert von mehr als 25 000 €,

3.   Vergabe von Aufträgen nach VOL mit einem Verga-
bewert von mehr als 300 000 €.

(4) Er berät insbesondere über:

1.   Gründung oder Übernahme von Einrichtungen oder 
wesentlichen Zweckänderungen von bestehenden 
Einrichtungen,

2.  Aufl ösung der LVR-Kliniken oder wesentlicher Teile,

3.  Qualitätsbericht für den LVR-Klinikverbund.

4.  Jahresabschlussbericht des LVR-Klinikverbundes.

§ 17
Zuständigkeit des Krankenhausausschusses

(1) Der Krankenhausausschuss ist ein Fachausschuss im 
Sinne der Landschaftsverbandsordnung NRW. Seine 
Rechte und Pfl ichten regelt zudem die Gemeindekran-
kenhausbetriebsverordnung NRW in der aktuellen Fas-
sung, soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt 
ist. Insofern nimmt er gleichzeitig die Aufgaben des 
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Betriebsausschusses für die Betriebe des Klinikverbun-
des wahr. Seine Zusammensetzung regelt die Hauptsat-
zung. Die Mitglieder haften entsprechend der gesetzli-
chen Bestimmungen.

(2) Der Krankenhausausschuss fördert die Zusammen-
arbeit der LVR-Klinik mit den Anbietern vor Ort, um die 
regionale gemeindepsychiatrische Vernetzung und Wei-
terentwicklung der Versorgung zu verbessern. Für die 
Entwicklung der LVR-Klinik bedeutende Maßnahmen 
und Regelungen, die über den Rahmen der laufenden 
Betriebsführung hinausgehen, bedürfen der Zustimmung 
des Krankenhausauschusses, wenn sie die LVR-Klinik 
unmittelbar betreffen und nicht einrichtungsübergrei-
fend geregelt werden. Dabei ist der Krankenhausaus-
schuss an die vom Gesundheitsausschuss beschlossenen 
Rahmenvorgaben und grundsätzlichen Entwicklungs-
ziele für die LVR-Kliniken gebunden. Der Krankenhaus-
ausschuss berät und überwacht den Klinikvorstand.

(3) Dem Krankenhausausschuss sind folgende Aufgaben 
zur Entscheidung zugewiesen:

Aufgabenkreis Unternehmensentwicklung der LVR-Kli-
niken/des LVR-Klinikverbundes

 1.   krankenhausspezifi sche Maßnahmen zur Gestaltung 
und Weiterentwicklung der psychiatrischen Versor-
gungsstrukturen in der Region der LVR-Klinik im 
Rahmen der strategischen Positionierung des LVR-
Klinikverbundes,

Aufgabenkreis Weiterentwicklung des Leistungs- und 
Angebotsspektrums / Qualitätsmanagement

 2.  Abnahme der klinikspezifi schen Qualitätsberichte,

 3.  Bestellung und Abberufung von Ombudspersonen,

 4.   Behandlung von klinikbezogenen Petitionen, Anre-
gungen und Beschwerden sowie die diesbezüglichen 
Zweijahresberichte,

 5.   Bereitstellung der LVR-Kliniken für Zwecke der 
Lehre und Forschung,

Aufgabenkreis Personalmanagement und Organisations-
fragen

 6.   Geschäftsordnung des Klinikvorstandes nach § 13 
Absatz 3 dieser Satzung,

 7.   Bestellung und Abberufung der Mitglieder der Bei-
räte nach § 4 Maßregelvollzugsgesetz NRW,

 8.   Freiwillige Umweltverträglichkeitsprüfungen im 
Rahmen der Standortauswahl für größere Neubau-
vorhaben,

 9.   Planungsvorgaben zum klinikspezifi schen Energie-
management,

10.   Vorgaben zur Reduzierung der umweltbezogenen 
Einfl üsse sowie die Festlegung von Anforderungen 
an das Umweltmanagement und das Öko-Audit bei 
klinikbezogenen Projekten und Maßnahmen,

Aufgabenkreis Finanzen / Investitionen / Controlling

11.   Planung, Durchführung und Vergabe von klinikbe-
zogenen Baumaßnahmen und Bauunterhaltung so-
wie mittel- und langfristige Investitionen / Instand-
haltungen von mehr als 1 000 000 €,

12.   klinikbezogene Gutachter- und Berateraufträge im 
Wert von mehr als 25 000 €,

13.   die Vergabe von klinikbezogenen Aufträgen nach 
VOL mit einem Vergabewert von mehr als 300 000 €,

14.   Zustimmung zu erfolgsgefährdenden Mehraufwen-
dungen, sofern sie nicht unabweisbar und nicht eil-
bedürftig sind,

15.   nicht eilbedürftige Mehrausgaben von mehr als 
50 000 € oder 30 Prozent des Ansatzes für Einzelvor-
haben des Vermögensplanes, mindestens jedoch 
25 000 €, sofern nicht andere Gremien in ihrer Zu-
ständigkeit über die Maßnahmen entschieden haben,

16.   Miet- und Pachtverträge für Grundstücke und Räu-
me des Sondervermögens mit einer Monatsmiete von 
mehr als 15 000 €,

17.   Vorschläge gegenüber der Gemeindeprüfanstalt zur 
Bestellung der Prüfer für den Jahresabschluss,

18.  die Entlastung des Klinikvorstandes,

19.   Stundung und Erlass/unbefristete Niederschlagung 
von Forderungen von mehr als 10 000 €.

(4) Der Krankenhausausschuss führt die Vorauswahl im 
Zusammenhang mit der Einstellung, Bestellung und 
Abberufung von Mitgliedern des Klinikvorstandes, deren 
Vertreterinnen und -vertreter im Sinne des § 9 dieser 
Satzung und der bzw. des Vorstandsvorsitzenden durch 
und unterbreitet dem Gesundheitsausschuss einen Per-
sonalvorschlag.

(5) Der Krankenhausausschuss berät alle Angelegenhei-
ten der LVR-Kliniken vor, die der Entscheidung der 
Landschaftsversammlung, des Landschaftsausschusses 
oder eines anderen Fachausschusses vorbehalten sind. 
Vor deren Entscheidung gibt er eine Empfehlung insbe-
sondere zu folgenden Angelegenheiten:

1.  Ziel- und Liegenschaftsplanung,

2.   wesentliche organisatorische Änderungen außerhalb 
bestehender Zielplanungen,

3.   klinikspezifi sche Maßnahmen des Umweltschutzes 
mit grundsätzlicher Bedeutung,

4.   Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes, 
einschließlich des Investitionsprogramms,

5.  Feststellung des Jahresabschlusses,

6.   Verwendung eines Gewinnes oder Behandlung eines 
Verlustes,

7.  Rückzahlung von Eigenkapital,

8.   Ernennung und Beförderung der Beamtinnen und 
Beamten der Besoldungsgruppe A 13 h. D. oder einer 
höheren Besoldung (§ 15 Absatz 3 Nummer 5 dieser 
Satzung).

(6) Die Direktorin/der Direktor des Landschaftsverban-
des Rheinland und der Klinikvorstand unterrichten den 
Krankenhausausschuss umfassend über alle wichtigen 
betrieblichen Angelegenheiten. Hierzu gehören insbe-
sondere

1.   die Einrichtung oder Aufl ösung von Abteilungen, 
Betriebsbereichen und ambulanten Diensten im Rah-
men der Zielplanung,

2.  die Organisationsstruktur der LVR-Klinik,

3.   Festlegung oder Änderung von Versorgungsbereichen 
im Rahmen der Zielplanung,

4.  die Annahme der Budgetvereinbarungen,

5.   Vorlage der nach § 18 Absatz 3 dieser Satzung zu 
erstellenden Zwischenberichte über die Aufwendun-
gen und Erträge sowie die Abwicklung des Vermö-
gensplans zum Ende des Folgemonats,

6.   vierteljährliche Übersicht über die getätigten Verga-
ben ab einer Summe von 10 000 €,

7.   Mehrauszahlungen bei Baumaßnahmen bis zu 
1 000 000 € (Geschäft der laufenden Betriebsführung), 
wenn die Mehrauszahlungen mindestens 100 000 € 
übersteigen,

8.   Persönliche Vorstellung der nach § 10 Absatz 2 dieser 
Satzung eingestellten oder bestellten Personen.

§ 18
Direktorin / Direktor des Landschaftsverbandes 

 Rheinland

(1) Die Direktorin/der Direktor des Landschaftsverban-
des Rheinland ist Dienstvorgesetzte/Dienstvorgesetzter 
aller Dienstkräfte der LVR-Kliniken. Sie/er übt die 
Dienst- und Fachaufsicht aus. Sie/er achtet darauf, dass 
die Tätigkeit des Klinikvorstandes mit dem geltenden 
Recht und den allgemeinen Zielen des Landschaftsver-
bandes im Einklang steht. Im Interesse der Einheitlich-
keit der Verwaltungsführung kann sie/er dem Klinikvor-
stand Weisungen erteilen; ausgenommen hiervon sind 
die Angelegenheiten der laufenden Betriebsführung, die 
ausschließlich dem Klinikvorstand unterliegen (vgl. § 7 
Absatz 2 und 3 der Gemeindekrankenhausbetriebsver-
ordnung).
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(2) Kann der Klinikvorstand nach sorgfältiger Abwä-
gung die Verantwortung für die Durchführung einer 
Weisung der Direktorin/des Direktors des Landschafts-
verbandes Rheinland nicht übernehmen, so muss er sich 
an den Krankenhausausschuss wenden. Wird keine 
Übereinstimmung zwischen dem Krankenhausausschuss 
und der Direktorin/dem Direktor des Landschaftsver-
bandes Rheinland erzielt, so ist die Entscheidung des 
Landschaftsausschusses herbeizuführen.

(3) Der Klinikvorstand hat die Direktorin/den Direktor 
des Landschaftsverbandes Rheinland über alle wichtigen 
Angelegenheiten rechtzeitig zu informieren und ihr/ihm 
auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Er hat sie/ihn – 
ebenso wie den Krankenhausausschuss – vierteljährlich 
über die Entwicklung der Aufwendungen und Erträge 
sowie über die Abwicklung des Vermögensplanes schrift-
lich zu unterrichten. Im zweiten Halbjahr des Wirt-
schaftsjahres erfolgt die Unterrichtung monatlich mit 
einer Hochrechnung auf das voraussichtliche Betriebser-
gebnis.

(4) Wird die Wahrnehmung von wesentlichen Aufgaben 
durch den Klinikvorstand nicht sichergestellt oder eini-
gen sich die Klinikvorstände mehrerer LVR-Kliniken 
über die Zuständigkeit zur Wahrnehmung einer Aufgabe 
nicht, trifft die Direktorin/der Direktor des Landschafts-
verbandes Rheinland die erforderlichen Anordnungen. 

(5) Die Direktorin/der Direktor des Landschaftsverban-
des Rheinland hat den Krankenhausausschuss über alle 
wichtigen Angelegenheiten, die die Entwicklung des 
Landschaftsverbandes Rheinland betreffen, zu unter-
richten.

(6) Die Direktorin/der Direktor des Landschaftsverban-
des Rheinland bereitet die Beschlüsse des Landschafts-
ausschusses, des Gesundheitsausschusses und des Kran-
kenhausschusses als Fachausschuss vor. Sie/er ist, 
vorbehaltlich der Zuständigkeit des Landschaftsaus-
schusses und der Fachausschüsse, insbesondere zustän-
dig für:

 1.   Rahmenvorgaben für die Organisation der LVR-Kli-
niken,

 2.   Grundsätze für die Organisation des „Zentralen Ein-
kaufs“, 

 3.   Grundsatzfragen in Aus-, Fort- und Weiterbildungs-
angelegenheiten für den ärztlichen Dienst und sons-
tige therapeutische Dienste, Betreuungsdienste so-
wie Durchführung zentraler Maßnahmen,

 4.   Grundsatzfragen der Aufnahme und Unterbringung 
der Patienten und Patientinnen,

 5.   Einweisung und Verlegung von Patienten und Pati-
entinnen, die aufgrund einer strafgerichtlichen Ent-
scheidung unterzubringen sind (Zuständigkeit als 
staatliche Verwaltungsbehörde),

 6.   Grundsatzentscheidungen des fi nanzwirtschaftli-
chen Investitionsmanagement,

 7.   Angelegenheiten des Leistungs-, Pfl egekosten- und 
Gebührenrechts, soweit für alle LVR-Kliniken eine 
einheitliche Regelung erforderlich ist,

 8.   Pfl egesatzverhandlungen im Einvernehmen und un-
ter grundsätzlicher Beteiligung des Klinikvorstan-
des,

 9.  Steuerangelegenheiten,

10.   Versicherungsverträge, einschließlich Schadensregu-
lierung,

11.   Gerichtliche Verfahren in Angelegenheiten des Lan-
despersonalvertretungsgesetzes NRW und Strafver-
fahren,

12.   Miet- und Pachtverträge über Grundstücke und 
Räume – außer zu Wohnzwecken – außerhalb des 
Sondervermögens,

13.   Festlegung der IT-Strategie für den Klinikverbund 
im Rahmen der IT-Strategie des Landschaftsverban-
des Rheinland einschließlich der klinikübergreifen-
den Systemstandards und die Auswahl grundlegen-
der EDV-Verfahren,

14.   Stellungnahmen des Landschaftsverbandes zu Flä-
chennutzungsplänen und Bebauungsplänen. Der 
Klinikvorstand ist vor Abgabe der Stellungnahme 
anzuhören,

15.   im Rahmen des Kontraktmanagement für die von 
den LVR-Kliniken beauftragten Planungen und Um-
setzungen baulicher Maßnahmen von mehr als 
1 000 000 €.

(7) Der Direktorin/dem Direktor obliegt entsprechend 
der Vorgaben des § 4 dieser Satzung die leistungsbezo-
gene und kaufmännische Steuerung des Klinikverbundes 
einschließlich der Wahrnehmung der strategischen 
Managementfunktionen.

(8) In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Direkto-
rin/der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland 
Anordnungen, die einen Beschluss des Landschaftsaus-
schusses, des Gesundheitsausschusses oder des Kranken-
hausausschusses erfordern, ohne eine solche Entschei-
dung im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden oder der 
Vorsitzenden des Landschaftsausschusses treffen. Der 
Landschaftsausschuss sowie der betroffene Fachaus-
schuss sind unverzüglich zu unterrichten. Der Land-
schaftsausschuss kann die Dringlichkeitsentscheidung 
aufheben.

(9) Die Direktorin/der Direktor des Landschaftsverban-
des Rheinland entscheidet bei Ausführung des Erfolgs-
planes über erfolgsgefährdende Mehraufwendungen, 
wenn Eile geboten ist, es sei denn, die Aufwendungen 
sind unabweisbar. Der Krankenhausausschuss ist 
danach unverzüglich zu unterrichten.

(10) Die Direktorin/der Direktor des Landschaftsver-
bandes Rheinland entscheidet bei Ausführung des Ver-
mögensplanes, wenn Mehrausgaben für das Einzelvorha-
ben anfallen, die den Betrag von 50 000 € oder 30 Prozent 
des Ansatzes, mindestens jedoch 25 000 €, überschreiten 
und Eile geboten ist. Die zuständigen Ausschüsse sind 
danach unverzüglich zu unterrichten.

§ 19
Stellung der Kämmerin oder des Kämmerers

(1) Der Klinikvorstand hat über das zuständige Fachde-
zernat der Kämmerin oder dem Kämmerer den Entwurf 
des Wirtschaftsplanes (Erfolgsplan, Stellenübersicht und 
Vermögensplan), die mittelfristige Erfolgs- und Finanz-
planung (Investitionsprogramm und Finanzplan) sowie 
den Jahresabschlusses mit seinen Anlagen zuzuleiten. Er 
hat der Kämmerin/dem Kämmerer ferner die vierteljähr-
lichen Zwischenberichte sowie die Ergebnisse der 
geführten Statistiken und der Kosten- und Leistungs-
rechnungen zur Verfügung zu stellen. Auf Verlangen hat 
er darüber hinaus alle sonstigen fi nanzwirtschaftlichen 
Auskünfte sowie Zwischenberichte auch in kürzeren 
Zeitabständen zu erteilen.

(2) Tritt die Kämmerin/der Kämmerer einem nach 
Absatz 1 Satz 1 vorgelegten Entwurf nicht bei, so ist der 
Entwurf den Einwendungen entsprechend zu ändern, 
soweit die Direktorin/der Direktor des Landschaftsver-
bandes dies verlangt. In diesem Fall ist der Kranken-
hausausschuss zu unterrichten.

(3) Vor Entscheidungen über erfolgsgefährdende Mehr-
aufwendungen und sonstige fi nanzwirtschaftliche Ange-
legenheiten, die den Haushalt des Landschaftsverbandes 
berühren, ist die Kämmerin oder der Kämmerer im 
Krankenhausausschuss zu hören. Wird dort kein Einver-
nehmen erzielt, ist die Angelegenheit über den Finanz- 
und Wirtschaftsausschuss dem Landschaftsausschuss 
zur Entscheidung vorzulegen.

(4) Der Klinikvorstand hat über das zuständige Fachde-
zernat der Kämmerin/dem Kämmerer Zuschussanträge 
zur Investitionsfi nanzierung zuzuleiten. Tritt die Käm-
merin/der Kämmerer nicht bei, entscheidet die Direkto-
rin/der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland. 
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 38 vom 17. Dezember 2009802

Abschnitt 4
Wirtschaftsführung, Rechnungswesen 

und Rechnungsführung

§ 20
Wirtschaftsführung und Sondervermögen

(1) Die LVR-Klinik ist sparsam und wirtschaftlich im 
Rahmen des festzulegenden Behandlungsstandards und 
unter Einhaltung des fl exiblen Budgets zu führen.

(2) Die LVR-Klinik ist als Sondervermögen zu verwalten 
und nachzuweisen. Auf die Erhaltung des Sondervermö-
gens ist zu achten.

§ 21
Wirtschaftsplan

(1) Für die LVR-Klinik ist ein Wirtschaftsplan, beste-
hend aus Erfolgsplan, Vermögensplan und Stellenüber-
sicht nach den Vorschriften der Gemeindekrankenhaus-
betriebsverordnung NRW und unter Beachtung sonstiger 
bundes- und landesrechtlicher Regelungen, aufzustellen.

(2) Das Wirtschaftsjahr der LVR-Klinik entspricht dem 
Haushaltsjahr des Landschaftsverbandes.

(3) Der Erfolgsplan ist zu ändern, wenn von veran-
schlagten Erträgen und Aufwendungen in erheblichem 
Umfang abgewichen werden muss.

(4) Der Vermögensplan ist insbesondere zu ändern, wenn 
die Gesamtsumme der Ausgaben wesentlich erhöht wer-
den soll oder zusätzliche Deckungsmittel aus dem Haus-
halt des Landschaftsverbandes zum Ausgleich des Plans 
notwendig werden.

§ 22
Finanzplan

Zusammen mit dem Wirtschaftsplan ist der Landschafts-
versammlung ein fünfjähriger Finanzplan vorzulegen.

§ 23
Buchführung

Die LVR-Kliniken führen ihre Bücher nach den Regeln 
der kaufmännischen doppelten Buchführung. Besondere 
Vorschriften des Bundes und des Landes sind zu beach-
ten.

§ 24
Jahresabschluss und Lagebericht

Der Klinikvorstand hat den Jahresabschluss und den 
Lagebericht (§ 19 Gemeindekrankenhausbetriebsverord-
nung NRW) spätestens bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach dem Abschluss des Wirtschaftsjahres auszustellen, 
zu unterschreiben und über die Direktorin/den Direktor 
des Landschaftsverbandes Rheinland dem Krankenhaus-
ausschuss vorzulegen.

§ 25
Rechnungsprüfung

(1) Der Jahresabschluss und der Lagebericht ist durch 
eine Wirtschaftsprüferin oder einem Wirtschaftsprüfer 
zu prüfen.

(2) Für die Prüfung der Wirtschaftsführung und des 
Rechnungswesens durch den Fachbereich Rechnungs-
prüfung gelten die Vorschriften der Rechnungsprüfungs-
ordnung des Landschaftsverbandes.

§ 26
Zahlungsverkehr

Die Zahlungsabwicklung des Betriebes ist nach den Vor-
schriften der Gemeindeordnung und der Verordnung 
über das Haushaltswesen der Gemeinden in der jeweils 
gültigen Fassung durchzuführen, soweit die Gemeinde-
krankenhausbetriebsverordnung nichts anderes be-
stimmt. Die Einzelheiten regelt eine Dienstanweisung 
der Direktorin/des Direktors des Landschaftsverbandes 
Rheinland.

Abschnitt 5
Ombudspersonen; Inkrafttreten

§ 27
Ombudspersonen

(1) Für jede der LVR-Kliniken ist eine Ombudsperson 
als Ansprechpartner/ Ansprechpartnerin für die Patien-
tinnen und Patienten zu bestellen. Für die LVR-Klinik 
für Orthopädie in Viersen wird diese Aufgabe von der 
Ombudsperson in der LVR-Klinik Viersen mit wahrge-
nommen. Die Bestellung der Ombudspersonen erfolgt 
durch die Krankenhausausschüsse. Diese nehmen Bestel-
lungsvorschläge von Patientinnen und Patienten und 
deren gesetzlichen bzw. rechtsgeschäftlichen Vertretern 
sowie von Vereinen und Verbänden im psychosozialen 
Bereich entgegen. Die Bestellung erfolgt für zwei Jahre. 
Die Wiederbestellung ist möglich.

(2) Die Ombudspersonen haben die Aufgabe, den Pati-
entinnen und Patienten Hilfestellung bei Beschwerden 
und Anregungen zu geben. Gegenüber dem Klinikvor-
stand tragen sie Anliegen und Fragen von Patientinnen 
und Patienten und deren gesetzlichen bzw. rechtsge-
schäftlichen Vertretern vor. Sie geben Anregungen und 
machen Vorschläge.

(3) Die Klinikvorstände der LVR-Kliniken sind ver-
pfl ichtet, den Ombudspersonen die zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben notwendige Unterstützung zukommen zu 
lassen. Die Mitglieder der Klinikvorstände sowie die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der LVR-Kliniken und 
die Ombudspersonen sind zur gegenseitigen vertrauens-
vollen Zusammenarbeit verpfl ichtet. Die Ombudsperso-
nen sind mit den notwendigen technischen und räumli-
chen Mitteln auszustatten.

(4) Das Amt einer Ombudsperson ist ein Ehrenamt. Die 
Ombudspersonen erhalten über die LVR-Kliniken eine 
monatliche Aufwandspauschale nach den Regelungen 
für sachkundige Bürger in der Entschädigungssatzung 
des Landschaftsverbandes Rheinland. Die Aufwands-
pauschale beträgt grundsätzlich zwei Sitzungsgelder.

(5) Die im Zusammenhang mit der Ausübung des Amtes 
der Ombudsperson aufzubringenden Mittel werden von 
der Direktorin/dem Direktor des Landschaftsverbandes 
Rheinland bereitgestellt.

(6) Das Nähere wird durch eine Geschäftsordnung gere-
gelt.

§ 28
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW in Kraft.

(2) Gleichzeitig wird die von der Landschaftsversamm-
lung Rheinland am 7. September 2005 beschlossene 
Betriebssatzung für die Rheinischen Kliniken (RK) und 
die Rheinische Klinik für Orthopädie Viersen des Land-
schaftsverbandes Rheinland (GV. NRW. S. 798) aufgeho-
ben.

Köln, den 28. August 2009

 
Der Vorsitzende

der Landschaftsversammlung

D r.  W i l h e l m

Der Schriftführer
der Landschaftsversammlung

V o i g t s b e r g e r

 

Die vorstehende Satzung des Landschaftsverbandes 
Rheinland wird gemäß § 6 Absatz 2 Landschaftsver-
bandsordnung in der zurzeit geltenden Fassung bekannt 
gemacht.

Nach § 6 Absatz 3 der Landschaftsverbandsordnung 
kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Landschaftsverbandsordnung gegen die 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
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nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)   der Direktor des Landschaftsverbandes hat den 
Beschluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 28. August 2009

 
Der Direktor

des Landschaftsverbandes Rheinland

V o i g t s b e r g e r

– GV. NRW. 2009 S. 796

203013

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über die Ausbildung und Prüfung 
für die Laufbahn des mittleren 

allgemeinen Verwaltungsdienstes 
in den Gemeinden und Gemeindeverbänden

 des Landes Nordrhein-Westfalen 
Vom 20. November 2009

Aufgrund des § 6 des Landesbeamtengesetzes vom 
21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 10. November 2009 (GV. NRW. 
S. 570), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für 
die Laufbahn des mittleren allgemeinen Verwaltungs-
dienstes in den Gemeinden und Gemeindeverbänden des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 25. Mai 1983 (GV. 
NRW. S. 200), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
1. März 2005 (GV. NRW. S. 410, ber. S. 650), wird wie 
folgt geändert:

 1.   In § 1 Nummer 4 wird die Zahl „28“ durch die Zahl 
„38“ ersetzt. 

 2.  § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Nummer 1 werden die Wörter „eigenhändig 
geschriebener“ gestrichen.

 b)  Nummer 2 wird gestrichen.

 c)   Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden Num-
mern 2 und 3.

 3.   In § 3 werden die Wörter „Kommunalverband Ruhr-
gebiet“ durch die Wörter „Regionalverband Ruhr“ 
ersetzt.

 4.   In § 5 Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „ein 
Geburtsschein“ durch die Wörter „eine Ausfertigung 
der Geburtsurkunde“ ersetzt.

 5.   In § 10 Absatz 1 Buchstabe b werden die Wörter „die 
Ausbildungsnote“ durch die Wörter „den erforder-
lichen Punktwert“ ersetzt.

 6.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden jeweils die Klammerzusätze 
„(Anlage 2)“ gestrichen.

 b)  Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

   „Für die Beurteilung sind die für die Ausbildung 
und Prüfung für die Laufbahn des gehobenen 

nichttechnischen Dienstes im Lande Nordrhein-
Westfalen (Ausbildungsverordnung gehobener 
nichttechnischer Dienst) vorgesehenen Beurtei-
lungsbögen (Anlage 2 zu § 13 VAPgD) entspre-
chend anzuwenden.“

 7.  § 16 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

   „Im Unterricht sind in den in der Anlage 2 be-
zeichneten Fächern Leistungsnachweise in Form 
von schriftlichen Übungsarbeiten (Klausurarbei-
ten) und sonstigen Leistungen (z. B. mündliche 
Leistungen, Tests, Hausarbeiten) zu erbringen. 
Die Klausurarbeiten sowie die sonstigen Leistun-
gen in den in der Anlage 2 bezeichneten Fächern 
werden mit Noten nach § 11 bewertet.“

 b)   In Satz 3 und 4 wird jeweils das Wort „Übungs-
arbeiten“ durch das Wort „Klausurarbeiten“ er-
setzt.

 8.  § 18 a wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 wird die Zahl „6“ durch die Zahl „5“ 
ersetzt.

 b)  Satz 2 wird gestrichen.

 9.   In § 18 b Absatz 2 wird die Zahl „9“ durch die Zahl 
„3“ ersetzt.

10.   In § 18 c wird die Zahl „9“ jeweils durch die Zahl 
„3“ ersetzt.

11.  § 18 d wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Nummer 2 wird die Zahl „9“ durch 
die Zahl „3“ ersetzt.

 b)  Absatz 1 Nummer 4 erhält folgende Fassung:

  „4. § 25 ist nicht anwendbar.“

 c)  Nach Absatz 1 wird ein neuer Absatz 2 eingefügt:

   „(2) Die mündliche Prüfung soll vor Ablauf der 
Ausbildung und spätestens acht Wochen nach 
Beendigung der schriftlichen Prüfung stattfi nden. 
Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses be-
stimmt auf Vorschlag des Studienleiters aus den 
Fächern des Aufstiegslehrgangs (Anlage 3) drei 
Prüfungsgebiete, auf die sich die mündliche Prü-
fung bezieht. Der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses leitet die mündliche Prüfung. Er hat 
 darauf hinzuwirken, dass der Kandidat in geeig-
neter Weise befragt wird. Er ist berechtigt, jeder-
zeit in die Prüfung einzugreifen. Der Vorsitzende 
kann Fachlehrer, die im Lehrgang unterrichtet 
haben und nicht Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses sind, beauftragen, Prüfungsfragen zu 
stellen und Bewertungsvorschläge abzugeben. Er 
kann für bis zu zwei Prüfungsfächer einen Prüfer 
bestimmen, der dieses Fach im Lehrgang nicht 
unterrichtet hat. In der mündlichen Prüfung sol-
len nicht mehr als sechs Kandidaten gleichzeitig 
geprüft werden. Die durchschnittliche Dauer für 
jeden Kandidaten soll in der Regel nicht mehr als 
30 Minuten betragen. Die Leistungen in den ein-
zelnen Prüfungsfächern sind mit einer der in § 11 
festgelegten Note zu bewerten. Die Entscheidung 
wird vom Prüfungsausschuss mit Stimmenmehr-
heit getroffen; Stimmenthaltung ist unzulässig.“

 d)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

12.  § 20 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 2 wird der eingeschobene Halb-
satz „, der Vorsitzender des Prüfungsausschusses 
ist,“ gestrichen.

 b)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus einem 
kommunalen Wahlbeamten oder einem Beamten 
des höheren Dienstes als Vorsitzendem, dem Stu-
dienleiter, einem Fachlehrer sowie zwei weiteren 
Beamten des höheren oder gehobenen Dienstes 
als Beisitzern. Darunter soll ein Beamter des ge-
hobenen nichttechnischen Dienstes sein.“

 c)   In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „des Innen-
ministers und des Regierungspräsidenten“ durch 
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die Wörter „des Innenministeriums und der Be-
zirksregierung“ ersetzt.

 d)   In Absatz 5 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„mündlichen“ durch das Wort „praktischen“ er-
setzt.

13.  § 21 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

  „(2) In der Nachweisung nach Anlage 2, die der Stu-
dienleiter erstellt, sind die Noten (Punktzahlen) der 
Beurteilungen in der praktischen Ausbildung mit ei-
nem Drittel und die Noten (Punktzahlen) der im 
Lehrgang erbrachten Klausurarbeiten und sonstigen 
Leistungen mit zwei Dritteln zu einem Ausbildungs-
punktwert zusammenzufassen. Die Noten (Punkt-
zahlen) der im Lehrgang erbrachten Klausurarbeiten 
und der sonstigen Leistungen sind im Verhältnis 3 
zu 1 zu gewichten. § 26 Absatz 3 gilt entsprechend. 
Der Ausbildungspunktwert ist dem Beamten be-
kannt zu geben (Anlage 2).“

14.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Sätze 2, 3 und 4 sowie in den Absät-
zen 6 und 9 wird jeweils das Wort „mündlichen“ 
durch das Wort „praktischen“ ersetzt.

 b)   In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „des Regie-
rungspräsidenten“ durch die Wörter „der Be-
zirksregierung“ ersetzt.

15.  § 24 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „mündlichen“ 
durch das Wort „praktischen“ sowie das Wort 
„zwei“ durch das Wort „drei“ ersetzt.

 b)   In Absatz 4 wird jeweils das Wort „mündlichen“ 
jeweils durch das Wort „praktischen“ ersetzt.

16.  § 25 erhält folgende Fassung:

 „§ 25
 Praktische Prüfung und Bewertung 

der Prüfungsleistungen

  (1) Die praktische Prüfung soll vor Ablauf der Aus-
bildung und spätestens acht Wochen nach Beendi-
gung der schriftlichen Prüfung stattfi nden. Die 
praktische Prüfung besteht aus einer handlungs- 
und praxisorientierten Situation, in welcher der 
Prüfl ing vorrangig seine sozialen und/oder kommu-
nikativen Kompetenzen nachweisen soll. Die zu lö-
sende praktische Aufgabe bestimmt der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses auf Vorschlag des Studien-
leiters aus den Fächern der Anlage 3. 

  (2) Die Prüfung einschließlich Prüfungsgespräch soll 
für den einzelnen Prüfl ing nicht länger als 20 Minu-
ten dauern. Dem Prüfl ing ist eine angemessene Vor-
bereitungszeit zu gewähren.

  (3) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses leitet 
die praktische Prüfung. Er ist berechtigt, jederzeit in 
die Prüfung einzugreifen. Er kann Fachlehrer, die 
nicht Mitglieder des Prüfungsausschusses sind, be-
auftragen, Prüfungsfragen zu stellen und Bewer-
tungsvorschläge abzugeben. 

  (4) Die Leistungen in der praktischen Prüfung sind 
mit einer in § 11 festgelegten Note zu bewerten. Die 
Entscheidung wird vom Prüfungsausschuss mit 
Stimmenmehrheit getroffen; Stimmenthaltung ist 
unzulässig.“

17.  § 26 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 wird das Wort „mündlichen“ durch 
das Wort „praktischen“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „Bei der Feststellung werden 

  1.  die Leistungen in der Ausbildung (Ausbildungs-
punktwert, § 21 Absatz 2) mit 30 vom Hundert 

  2.  die Leistungen in der schriftlichen Prüfung mit 
50 vom Hundert und

  3.  die Leistungen in der praktischen Prüfung mit 
20 vom Hundert 

  berücksichtigt.“

 c)   In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „mündlichen“ 
durch das Wort „praktischen“ ersetzt.

 d)  Absatz 5 Satz 2 wird gestrichen.

18.   In § 29 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Übungsar-
beiten“ durch das Wort „Klausurarbeiten“ und das 
Wort „mündlichen“ durch das Wort „sonstigen“ er-
setzt.

19.  § 31 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl „2009“ durch 
die Zahl „2014“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 wird das Datum „1. August 1983“ 
durch das Datum „(Tag der Verkündung)“ er-
setzt.

20.   In der Anlage 1 werden in der Fußnote die Wörter 
„Kommunalverbandes Ruhrgebiet“ durch die Wör-
ter „Regionalverbandes Ruhr“ ersetzt.

21.  Die bisherige Anlage 2 entfällt.

22.   Die bisherige Anlage 3 wird Anlage 2. Sie wird wie 
folgt geändert:

 a)   In der rechten Spalte unter Nummer 2 wird das 
Wort „mündlich“ durch die Wörter „sonstige 
Leistungen“ ersetzt.

 b)   Nach der Fächeraufzählung unterhalb von Num-
mer 2.18 unter a wird hinter der Klammer die 
Angabe „x 3“ ergänzt.

 c)   Nach der Fächeraufzählung unterhalb von Num-
mer 2.18 unter b  wird das Wort „mündlich“ 
durch das Wort „sonstigen“ sowie die Zahl „2“ 
durch die Zahl “4“ersetzt.

 d)   In der Zeile 3.2 Leistungsnachweise wird einge-
fügt „_________ x 2“.

 e)   Unter 3.2 wird hinter dem Wort „Summe“ die 
Angabe „: 2 durch die Angabe „: 3“ersetzt.

23.   In Anlage 4 wird der Einleitungssatz zu Nummer 2. 
wie folgt geändert: 

  „Die im praktischen Teil der Laufbahnprüfung zu 
lösende praktische Aufgabe ist den folgenden Stoff-
gebieten zu entnehmen:“

24.  Die bisherige Anlage 9 wird Anlage 3. 

25.   Anlage 6 (Berechnungsbogen zur Prüfungsnieder-
schrift) wird wie folgt geändert:

 a)   Die Wörter „mündlichen Prüfung“ werden je-
weils durch die Wörter „praktischen Prüfung“ 
ersetzt. 

 b)   Im Bereich der praktischen Prüfung entfallen die 
Rubrik „aus dem Stoffgebiet“ und die „Punkt-
zahl“. Es wird (wie im Bereich Ausbildung) di-
rekt der Punktwert ausgewiesen.

 c)   Beim Gesamtergebnis wird im Bereich Ausbil-
dung die Angabe „mit 20 %“ durch die Angabe 
„mit 30 %“ und im Bereich der praktischen Prü-
fung die Angabe „mit 30 %“ durch die Angabe 
„mit 20 %“ ersetzt. 

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

Düsseldorf, den 20. November 2009 

Der Innenminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Ingo  W o l f  MdL

– GV. NRW. 2009 S. 803
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203015

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung

über die Ausbildung und Prüfung für die 
Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes 

in der Staatlichen Umweltverwaltung
im Land Nordrhein-Westfalen

Vom 19. November 2009

Auf Grund des § 6 des Landesbeamtengesetzes vom 
21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 10. November 2009 (GV. NRW. 
S. 570), wird im Einvernehmen mit dem Innenministe-
rium und dem Finanzministerium verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für 
die Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes in der 
Staatlichen Umweltverwaltung des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 31. Oktober 1997 (GV. NRW. S. 404), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. Mai 2007 
(GV. NRW. S. 217), wird wie folgt geändert:

 1.  Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

  „Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für 
die Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes in 
der Umweltverwaltung im Land Nordrhein-Westfa-
len (Ausbildungs- und Prüfungsordnung gehobener 
umwelttechnischer Dienst – VAPgtDU)“.

 2.  § 1 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 1
 Geltungsbereich, Einstellungsbehörde 

und Einstellungsvoraussetzungen

  (1) Diese Verordnung gilt für die Einstellung, Aus-
bildung und Prüfung für die Laufbahn des gehobe-
nen technischen Dienstes in der Umweltverwaltung 
im Land Nordrhein-Westfalen (gehobener umwelt-
technischer Dienst).

 (2) Einstellungsbehörden sind für Bewerbungen

 1.   beim Land Nordrhein-Westfalen die Bezirksre-
gierungen,

 2.   bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden die 
Kreise und kreisfreien Städte.

  Das für Umwelt zuständige Ministerium (Ministeri-
um) kann auf Antrag auch andere Behörden des 
Landes sowie Gemeinden und Gemeindeverbände, 
die über geeignete Fachkräfte und Einrichtungen 
verfügen, als Einstellungsbehörden zulassen.

  (3) Zur Ausbildung im Rahmen des Vorbereitungs-
dienstes kann zugelassen werden, wer

 1.   die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ernen-
nung zum Beamten erfüllt,

 2.   nach seinen charakterlichen, geistigen und kör-
perlichen Anlagen für die Laufbahn geeignet ist; 
dabei darf von schwerbehinderten Menschen und 
ihnen gleichgestellten behinderten Menschen im 
Sinne des Sozialgesetzbuchs IX nur das für die 
Laufbahn erforderliche Mindestmaß an körperli-
cher Eignung verlangt werden und

 3.   das Abschlusszeugnis eines zu einem Bakkalau-
reus- / Bachelorgrad oder einer entsprechenden 
Qualifi kation führenden Studiums an einer 
 Fachhochschule, einer Universität, einer techni-
schen Hochschule oder einer anderen gleichste-
henden Hochschule in einer für den gehobenen 
umwelttechnischen Dienst geeigneten ingenieur-
wissenschaftlichen Fachrichtung (z. B. Bauin-
genieurwesen, Maschinenbau, Elektrotechnik, 
 Chemieingenieurwesen, Bioingenieurwesen, Tech-
nischer Umweltschutz, Versorgungstechnik, Si-
cherheitstechnik, Physik) besitzt. Das Ministeri-
um kann weitere für das Fachgebiet Umwelttech-
nik geeignete Studiengänge anerkennen.“

 3.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Bewerbungen sind an die Einstellungsbehör-
den zu richten.“

 b)   In Absatz 2 Nummer 4 wird die Angabe „§ 1 
Abs. 2 Nr. 3“ durch die Angabe „§ 1 Absatz 3 
Nummer 3“ ersetzt.

 c)  Absatz 3 wird aufgehoben.

 4.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden die Wörter „Bezirksregierung 
(Einstellungsbehörde)“ durch das Wort „Einstel-
lungsbehörde“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Vor der Entscheidung über eine Bewerbung 
sind beglaubigte Abschriften der Personen-
standsurkunden (Geburtsurkunde oder Geburts-
schein, ggf. Heiratsurkunde oder Lebenspartner-
schaftsurkunde, Geburtsurkunden oder Geburts-
scheine der Kinder) sowie ein amtliches Zeugnis 
der unteren Gesundheitsbehörde, das nicht älter 
als drei Monate ist, vorzulegen und ist bei der zu-
ständigen Meldebehörde ein „Führungszeugnis 
zur Vorlage bei Behörden“ zu beantragen.“

 c)   In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Oberins-
pektoranwärterin oder Oberinspektoranwärter“ 
durch die Wörter „Umweltoberinspektoranwär-
terin oder Umweltoberinspektoranwärter“ er-
setzt.

 5.   In § 4 Satz 1 wird nach dem Wort „gehobenen“ das 
Wort „umwelttechnischen“ eingefügt und werden 
die Wörter „der Staatlichen Umweltverwaltung“ ge-
strichen.

 6.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 1 Nr. 3“ 
durch die Angabe „§ 1 Absatz 3 Nummer 3“ er-
setzt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

     „Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in der 
Regel in folgende Ausbildungsabschnitte

I. 3 Wochen Einführungslehrgang

II. 12 Wochen Ausbildungsbehörde

III. 10 Wochen Verwaltungslehrgang (ein-
schließlich 2 Tage Aufsichts-
arbeiten)

IV. 3 Wochen Basisseminar „Zielvorstellun-
gen und Strategien bei Was-
ser, Boden, Luft, Abfall und 
Lärm“

V. 12 Wochen Ausbildungsbehörde

VI. 4 Wochen 1. Anwärter des Landes bei 
der Unteren Umweltbehörde
2. Anwärter der Gebietskör-
perschaften bei der Oberen 
Umweltbehörde

VII. 2 Wochen Lehrgang „Gesprächs- und 
Verhandlungsführung, 
Arbeitstechniken“

VIII. 3 Wochen Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucher-
schutz

IX. 9 Wochen Ausbildungsbehörde.“

  bb)   In Satz 2 wird das Wort „Ausbildungsplan“ 
durch das Wort „Ausbildungsrahmenplan“ 
ersetzt.

  cc)   In Satz 4 wird das Wort „Ausbildungslei-
tung“ durch das Wort „Ministerium“ ersetzt.

  dd)  Es wird folgender Satz 5 angefügt:

     „Die Lehrgänge werden im Einzelnen nach 
den im Einvernehmen mit dem Ministerium 
aufgestellten Lehr- und Stoffverteilungsplä-
nen durchgeführt.“
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 c)   In Absatz 4 wird die Zahl „VIII“ durch die Zahl 
„IX“ ersetzt.

 7.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Ausbildungsbehörde ist die Einstellungsbe-
hörde.“

 b)   In Absatz 2 wird das Wort „Staatlichen“ gestri-
chen und das Wort „(Ausbildungsleitung)“ durch 
das Wort „(Landesausbildungsleitung)“ ersetzt.

 c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 werden die Wörter „Ausbildungs-
leitung stellt“ durch die Wörter „Ausbil-
dungsbeauftragten stellen“ ersetzt.

  bb)  Satz 2 wird gestrichen.

 d)  In Absatz 5 wird Satz 3 wie folgt gefasst:

   „Die Pläne der Ausbildungsbehörden zu den Aus-
bildungsabschnitten II, V, VI und IX sind der 
Landesausbildungsleitung mitzuteilen.“

 e)  Es wird folgender Absatz 6 angefügt:

   „(6) Die Ausbildungsbeauftragten unterweisen 
die Anwärterinnen und Anwärter, leiten sie an 
und vergewissern sich anhand kleinerer, von ih-
nen selbstständig auszuführender Arbeiten (z. B. 
Übungsarbeiten, Lösung praktischer Fälle im In-
nen- und Außendienst, Bearbeitung ausgewählter 
Vorgänge, Kurzvorträge) über deren Lernfort-
schritt.“

 8.  § 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Während der Ausbildungsabschnitte II, V, VI, VIII 
und IX ist ein Ausbildungstagebuch zu führen.“

 9.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Nach Beendigung der Ausbildungsabschnitte II 
und V ist durch den jeweiligen Ausbildungsbe-
auftragten eine Beurteilung zu erstellen.“

 b)   In Satz 2 wird das Wort „Bezirksregierung“ 
durch das Wort „Ausbildungsbehörde“ und die 
Zahl „VIII“ durch die Zahl „IX“ ersetzt.

 c)   In Satz 3 wird die Zahl „3“ durch die Zahl „2“ 
ersetzt.

 d)  Satz 4 wird wie folgt gefasst:

   „Das Ergebnis der praktischen Ausbildung wird 
unmittelbar nach den Ausbildungsabschnitten II, 
V und IX von den Ausbildungsbeauftragten mit 
den Anwärtern erörtert.“

 e)   In Satz 5 werden die Wörter „von der Ausbil-
dungsleitung“ gestrichen.

10.   In § 10 Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl „VIII“ durch 
die Zahl „IX“ ersetzt.

11.  § 11 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 4 werden die Wörter „dem Landesamt für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz“ durch 
die Wörter „der Bezirksregierung Düsseldorf“ er-
setzt.

 b)  Satz 5 wird wie folgt gefasst:

   „Der Prüfungsausschuss führt die Bezeichnung 
„Prüfungsausschuss für die Laufbahn des geho-
benen umwelttechnischen Dienstes im Land 
Nordrhein-Westfalen.“

12.  § 20 wird wie folgt gefasst:

 „§ 20
 Regelungen für Menschen mit Behinderungen

  Menschen mit Behinderungen sind, unabhängig von 
einer Feststellung nach dem SGB IX, für die Teil-
nahme an Prüfungen die ihrer Behinderung ange-
messenen Erleichterungen zu gewähren. Die Ent-
scheidung hierüber trifft die dem Prüfungsausschuss 
vorsitzende Person. Art und Umfang der Erleichte-
rungen sind mit den betroffenen Personen zu erör-

tern. Die Erleichterungen dürfen nicht zu einer qua-
litativen Herabsetzung der Prüfungsanforderungen 
insgesamt führen. Bei schwerbehinderten Menschen 
und ihnen gleichgestellten behinderten Menschen im 
Sinne des SGB IX ist die zuständige Schwerbehin-
dertenvertretung rechtzeitig zu informieren und an-
zuhören. Diese kann an mündlichen Prüfungen der 
betroffenen Personen beobachtend teilnehmen.“

13.  In § 22 wird Satz 4 gestrichen.

14.   Im Abschnitt IV wird in den Überschriften der Unter-
abschnitte 1. und 2. jeweils das  Wort „technischen“ 
durch das Wort „umwelttechnischen“ ersetzt.

15.  § 23 wird wie folgt gefasst:

 „§ 23
 Zulassung zum Aufstieg

  (1) Beamtinnen und Beamte des mittleren techni-
schen Dienstes der Umweltverwaltung im Land 
Nordrhein-Westfalen können unter den Vorausset-
zungen des § 30 Absatz 1 und 2 der Laufbahnver-
ordnung (LVO) zum Aufstieg in die Laufbahn des 
gehobenen umwelttechnischen Dienstes zugelassen 
werden.

  (2) Über die Zulassung zum Aufstieg entscheidet die 
Leitung der Beschäftigungsbehörde. Für die Aus-
wahl gilt § 30 Absatz 5 Nummer 3 LVO entspre-
chend.“

16.   In § 24 Absatz 2 wird die Angabe „§ 1 Abs. 2 Nr. 3“ 
durch die Angabe „§ 1 Absatz 3 Nummer 3“ ersetzt.

17.  § 25 wird wie folgt gefasst:

 „§ 25
 Voraussetzungen und Zulassung

  (1) Beamtinnen und Beamte des mittleren techni-
schen Dienstes der Umweltverwaltung im Land 
Nordrhein-Westfalen, die nach ihrer Persönlichkeit 
und nach ihren Leistungen für den gehobenen um-
welttechnischen Dienst geeignet sind, können auf ih-
ren Antrag zum prüfungserleichterten Aufstieg in die 
Laufbahn des gehobenen umwelttechnischen Diens-
tes zugelassen werden, wenn sie die Voraussetzungen 
des § 30 Absatz 5 Nummer 3 LVO und zum Zeitpunkt 
der Verleihung eines Amtes der Laufbahn des geho-
benen umwelttechnischen Dienstes die Voraussetzun-
gen des § 30 Absatz 5 Nummer 1 und 2 LVO erfüllen.

  (2) Über die Zulassung zum Aufstieg entscheidet die 
Leitung der Beschäftigungsbehörde.“

18.  § 26 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird gestrichen.

  bb)  Sätze 2 bis 5 (alt) werden Sätze 1 bis 4 (neu).

  cc)   In Satz 3 (neu) wird das Wort „Ausbildungs-
plan“ durch das Wort „Ausbildungsrahmen-
plan“ ersetzt.

  dd)   In Satz 4 (neu) wird die Zahl „VII“ durch die 
Zahl „VI“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 werden die Wörter „in der Einfüh-
rungsbehörde“ gestrichen und wird das Wort 
„Ausbildungsleitung“ durch das Wort „Lan-
desausbildungsleitung“ und die Zahl „3“ durch 
die Zahl „2“ ersetzt.

19.  § 27 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „einer Be-
zirksregierung“ durch die Wörter „der Ausbil-
dungsbehörde“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird das Wort „Ausbildungslei-
tung“ durch das Wort „Landesausbildungs-
leitung“ und die Zahl „3“ durch die Zahl „2“ 
ersetzt.

  bb)   In Satz 2 werden die Wörter „technischen 
Dienstes in der Staatlichen Umweltverwal-
tung“ durch die Wörter „umwelttechnischen 
Dienstes“ ersetzt.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 38 vom 17. Dezember 2009 807

20.  § 28 wird wie folgt geändert: 

 a)   In Nummer 1 wird das Wort „Bezirksregierung“ 
durch das Wort „Ausbildungsbehörde“ ersetzt.

 b)   In Nummer 2 Satz 2 wird das Wort „Staatlichen“ 
gestrichen.

21.   In § 29 Satz 2 wird die Angabe „30. September 2010“ 
durch die Angabe „31. Dezember 2014“ ersetzt.

22.  Anlagen

 a)   Die Anlage 1 wird durch die neue Anlage 1 er-
setzt.

 b)  Die Anlage 2 (zu § 8) wird aufgehoben.

 c)   Die Anlage 3 (zu § 9) wird durch die Anlage 2 er-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

Düsseldorf, den 19. November 2009

Der Minister
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Eckhard  U h l e n b e r g
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Ausbildungsrahmenplan 
für die Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes in der Umweltverwaltung  

im Land Nordrhein-Westfalen (VAPgtDU) 
 
 

Ausbildungs- 
Ab-

schnitt 
Dauer 

(Wochen) 
Ausbildungsstellen/Lehrgänge und Ausbildungsinhalte 

I 3 

 
Einführungslehrgang  
Allgemeines 
- Umweltschutz als planerische und ordnungsrechtliche Aufgabe  
- Überblick über die Verwaltungsorganisation in NRW und ihre Rechtsquellen 
- Überblick über Aufgaben und Organisation der Umweltverwaltung; geschichtlicher 

Rückblick 
- Grundzüge der Verwaltungspraxis  
Fachübergreifende Rechtsgrundlagen 
- Grundlagen des Verwaltungsrechts 
- Verfassungsrecht 
- Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten 
- Ordnungsrecht 
- Strafrecht/Ordnungswidrigkeitenrecht 
- Bau- und Planungsrecht 
- Zivilrecht 
- Ausschüsse, Vereinigungen und Arbeitsgemeinschaften in der Wasser- und 

Abfallwirtschaft sowie im Immissionsschutz  
Fachbezogene Rechtsgrundlagen 
- Grundzüge des Umweltrechts (national, international) in den Bereichen  

Abfall, Boden, Gefahrstoffe, Gentechnologie, Lärm/Erschütterungen, Luft, 
Umweltverträglichkeit und Wasser 

 

II 12 

 
Ausbildungsbehörde 
- Organisation und Aufgabe der Ausbildungsbehörde sowie Einführung in den technischen 

und nichttechnischen Bürodienst 
- Vollzug der fachlichen Rechtsvorschriften durch z.B. Zulassungen, Überwachungen 

Anordnungen und Erstellung von Bescheiden 
- Ziele und Grundsätze der Kreislaufwirtschaft Abfallwirtschaftsplanung, 

Abfallbehandlung, Abfallbeseitigung, Überwachung der Abfallentsorgung, 
Stoffstromkontrollen, Bodenschutz und Altlasten,  

- Produktionstechnologien und deren Bewertung hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
(Lärm und Erschütterungen, Luftreinhaltung, Abgasreinigung, umweltgefährdende 
Stoffe, Klimaschutz) 

- Technologien zur Vermeidung und Verminderung der umweltbeeinträchtigenden 
Auswirkungen bei der Abfall- und Abwasserbehandlung, Luftreinhaltung und bei Lärm- 
und Erschütterungsminderungsmaßnahmen 

- Grundlagen der Wasserwirtschaft, Wasserrahmenrichtlinie, Oberirdische Gewässer, 
Gewässerüberwachung, Gewässernutzungen, Einleiterüberwachung, 
Abwasserbeseitigung, Abwasserabgabe, Wasserversorgung, Grundwasser 

- Selbständige Mitarbeit in allen Arbeitsbereichen Teilnahme an Messungen, 
Probenahmen, Abnahmen und Anlagenüberwachungen 

- Organisation und Aufgabe der Informationstechnik 
- Grundlagen der Mess-, Untersuchungs- und Analysetechnik 
 

 
 

Anlage 1
(zu §§ 6, 7 und 26)
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III 10 

 
Verwaltungslehrgang (einschließlich 2 Tage Aufsichtsarbeiten) 
Vertiefung der im Einführungslehrgang (Abschnitt I) vermittelten Grundlagen 
 
Weitere fachübergreifende Rechtsgrundlagen 
- Haushals-, Rechnungs-, Kassenwesen, Finanzierungsprogramme 
- Grundlagen des Vergaberechts  
 

IV 3 

 
Basisseminar „Zielvorstellungen und Strategien bei Wasser,  
Boden, Luft, Abfall und Lärm“ 
Grundlagen und technische Regeln, Voruntersuchungen, Planung,  
Erheben, Beschreiben und Bewerten von Daten,  
Genehmigung, Durchführung und Überwachung von Maßnahmen,  
Instandsetzung , Sanierung  
in den Bereichen 
- Bewirtschaftung der Gewässer  
- Trinkwasserversorgung und –beschaffenheit 
- Abwasserbeseitigung 
- Oberflächengewässer, Stauanlagen und Hochwasserschutz 
- Luftreinhalteplanung, Lärmminderungsplanung  
 

V 12  Ausbildungsbehörde 
wie Ausbildungsabschnitt II 
 
Anwärter/in der Landesverwaltung bei einer 
Gebietskörperschaft - Allgemeine Angelegenheiten  
- Organisation und Aufgaben als Selbst- und Auftragsverwaltung 
- Kommunales Verfassungsrecht 
- Bauleitplanung 
 VI 4  
Anwärter/in der Gebietskörperschaften  
bei einer Bezirksregierung 
- Organisation und Aufgaben der Bezirksregierung als Bündelungsbehörde 
- Fach- und Dienstaufsicht 
- Regionalplanung 
 

VII 2 

 
Lehrgang „Gesprächs- und Verhandlungsführung, Arbeitstechniken“ 
Persönliche Arbeitsorganisation, Umgang mit Stress, Gesprächs- und Verhandlungsführung 
 
 

VIII 3 

 
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
- Organisation und Aufgaben des LANUV 
- Gutachten und Stellungnahmen für Aufsichtsbehörden und Gerichte 
- Grundzüge der Fachplanungen,  
- Messungen, Untersuchungen  
 

IX 9 

 
Ausbildungsbehörde 
wie Ausbildungsabschnitt II (einschließlich 3 Wochen Prüfungsvorbereitung und mündliche 
Prüfung) 
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Beurteilung 

 
 
 

über die/den ........................................................................................................................................ 
  (Dienstbezeichnung)  (Vor- und Familienname) 
 
für die Zeit der Ausbildung bei/im ......................................................................................................... 
     (Behörde/Dezernat) 
 
von ................................................................................. bis ............................................................... 
 
 

1. Fachkenntnisse und Leistungen  

a) Fachkenntnisse 

 
 
 
 

b) Anwendung der Fachkenntnisse 

 
 
 
 

c) Arbeitseinsatz/-güte 
 
 
 

d) Es bestehen noch folgende 
Lücken in der Ausbildung 

 

 
 
 
 

2. Befähigungen 
 

 

a) Lernfähigkeit/-bereitschaft 
 

 
 
 

b) Ausdrucksfähigkeit 
aa) mündlicher Vortrag 
bb) schriftliche Ausdrucksweise 

 
 
 
 

c) geistige Beweglichkeit 

 
 
 
 

d) Urteilsfähigkeit 

 
 
 
 

Anlage 2
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3.    Soziale Kompetenz 
 

 

a) Teamfähigkeit 

 
 
 
 

b) Umgang mit der Bevölkerung 

 
 
 
 

c) Zusammenarbeit und Umgang mit 
Vorgesetzten und  
Kolleginnen/Kollegen 

 

4. Besondere Umstände, die bei der 
Gesamtbeurteilung berücksichtigt 
worden sind. 

 
 
 
 

5. Zusammenfassendes Urteil   
(Das zusammenfassende Urteil ist in 
einer der in § 18 der Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung  
bezeichneten Noten zu bewerten.) 

 

 
 
 
 

…................................................. 
(Unterschrift, Amtsbezeichnung) 

 
Kenntnis genommen 
 
...................................................., den ...................................... 
 
................................................................................................... 
   (Auszubildender) 
 
 
gesehen und erörtert am: 
 
...................................................., den ...................................... 
 
................................................................................................... 
  (Unterschrift des Ausbildungsbeauftragten) 
 

– GV. NRW. 2009 S. 805
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20303

Verordnung
über die freie Heilfürsorge der Polizei

(Polizei-Heilfürsorgeverordnung – FHVOPol)
Vom 9. Dezember 2009

Aufgrund des § 113 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 10. November 2009 (GV. 
NRW. S. 570), wird im Einvernehmen mit dem Finanz-
ministerium verordnet:

Inhaltsübersicht

§ 1 Anspruchsberechtigung

§ 2 Umfang der freien Heilfürsorge

§ 3 Ärztliche Behandlung durch Polizeiärzte

§ 4  Ärztliche Behandlung einschließlich Psychothera-
pie (§ 28 Absatz 1 SGB V)

§ 5  Zahnärztliche Behandlung/Zahnersatz (§ 28 Absatz 
2 SGB V)

§ 6 Krankenhausbehandlung (§ 39 Absatz 1 SGB V)

§ 7 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

§ 8 Arznei- und Verbandmittel

§ 9 Heilmittel

§ 10 Hilfsmittel

§ 11 Kostenübernahme bei Behandlung im Ausland

§ 12 Fahrkosten

§ 13 Verfahren

§ 14 Gleichstellungsklausel

§ 15 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1
Anspruchsberechtigung

Es besteht ein Anspruch auf freie Heilfürsorge gemäß 
§ 113 Absatz 2 Landesbeamtengesetz in der jeweils gül-
tigen Fassung.

§ 2
Umfang der freien Heilfürsorge

(1) Die freie Heilfürsorge hat die Aufgabe, die Gesund-
heit der Polizeivollzugsbeamten zu erhalten oder wieder-
herzustellen. Die Polizeivollzugsbeamten sind für ihre 
Gesundheit mitverantwortlich; sie sollen durch eine 
gesundheitsbewusste Lebensführung, durch frühzeitige 
Beteiligung an gesundheitlichen Vorsorgemaßnahmen 
sowie durch aktive Mitwirkung an Krankenbehandlung 
und Rehabilitation dazu beitragen, den Eintritt von 
Krankheit und Behinderung zu vermeiden oder ihre Fol-
gen zu überwinden.

Der Anspruch auf freie Heilfürsorge umfasst die zur 
Erhaltung oder Wiederherstellung der Polizeidienstfä-
higkeit notwendige und angemessene

 1.  vorbeugende Gesundheitsfürsorge,

 2.   ärztliche Behandlung einschließlich Psychotherapie 
im Krankheitsfall,

 3.   zahnärztliche Behandlung einschließlich Zahner-
satz,

 4.  Behandlung im Krankenhaus,

 5.   Behandlung in medizinischen Rehabilitationsein-
richtungen,

 6.  Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln,

 7.  Versorgung mit Heilmitteln,

 8.  Versorgung mit Hilfsmitteln,

 9.  Behandlung im Ausland, 

10.   Vergütung der Fahrkosten.

Die Leistungen diesbezüglich müssen ausreichend, 
zweckmäßig und wirtschaftlich sein; sie dürfen das Maß 
des Notwendigen nicht überschreiten.

(2) Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, 
richtet sich der Umfang der in Absatz 1 genannten Leis-
tungen nach den Vorschriften des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch (SGB V). Die dortigen Regelungen über 
Kostenbeteiligungen und Zuzahlungen fi nden keine 
Anwendung.

§ 3
Ärztliche Behandlung durch Polizeiärzte

Der Polizeivollzugsbeamte kann sich durch einen Poli-
zeiarzt untersuchen, beraten und behandeln lassen, um 
Krankheiten zu heilen, zu lindern, vorzubeugen und die 
körperliche Leistungsfähigkeit zu erhalten und zu för-
dern. Hierzu gehören auch prophylaktische Impfl eistun-
gen.

§ 4
Ärztliche Behandlung einschließlich Psychotherapie

(§ 28 Absatz 1 SGB V)

(1) Der Polizeivollzugsbeamte kann sich von einem Poli-
zeiarzt oder einem anderen Arzt behandeln lassen. Ent-
scheidet sich der Polizeivollzugsbeamte für eine Behand-
lung durch einen anderen Arzt, so hat er einen Arzt, der 
an der vertragsärztlichen Versorgung im Sinne des § 95  
SGB V teilnimmt, in der Regel am Dienst- oder Wohnort 
oder in deren Nähe in Anspruch zu nehmen.

(2) Der Polizeivollzugsbeamte erhält zum Nachweis der 
Anspruchsberechtigung vom Kostenträger (Land NRW) 
eine elektronisch lesbare Versichertenkarte, die bei 
jedem Arztbesuch mitzuführen und vorzulegen ist. 
Soweit diese noch nicht eingeführt ist, erhält der Polizei-
vollzugsbeamte vom Dienstvorgesetzten einen Behand-
lungsschein, der für ein Kalendervierteljahr gilt. Vor 
Beginn der Behandlung ist dem Arzt der für das laufende 
Kalendervierteljahr bestimmte Behandlungsschein aus-
gefüllt auszuhändigen. Eine nach Art der Erkrankung 
notwendige weitere Behandlung wird dann auf Veran-
lassung des  erstbehandelnden Arztes durch Ausstellung 
eines Überweisungsscheins gewährt.

(3) In dringenden Fällen kann jeder Arzt nach Absatz 1 
Satz 2 auch ohne Versichertenkarte bzw. ohne Behand-
lungs- oder Überweisungsschein in Anspruch genommen 
werden. Der Polizeivollzugsbeamte hat den Arzt darauf 
hinzuweisen, dass Anspruch auf freie Heilfürsorge nach 
dieser Verordnung besteht. Die Versichertenkarte bzw. 
der Behandlungs- oder Überweisungsschein ist unver-
züglich nachzureichen.

(4) Die psychotherapeutische Behandlung einer Krank-
heit wird durch Psychologische Psychotherapeuten, 
soweit sie den Anforderungen des Absatz 1 Satz 2 ent-
sprechen, sowie durch Ärzte nach Absatz 1 Satz 2 ent-
sprechend den Richtlinien nach § 92 SGB V in der Regel 
am Dienst- oder Wohnort oder in deren Nähe durchge-
führt. Absatz 2 und 3 gelten entsprechend.

(5) Bei Schwangerschaft und Entbindung einer Polizei-
vollzugsbeamtin werden die mit der Betreuung durch 
einen Arzt und/oder eine Hebamme oder einen Entbin-
dungspfl eger verbundenen Kosten übernommen.

§ 5
Zahnärztliche Behandlung/Zahnersatz

(§ 28 Absatz 2 SGB V)

(1) Neben den Leistungen nach § 28 Absatz 2 SGB V hat 
der Polizeivollzugsbeamte Anspruch auf doppelte 
befundbezogene Festzuschüsse, höchstens jedoch in 
Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten, bei einer 
medizinisch notwendigen Versorgung mit Zahnersatz 
einschließlich Zahnkronen und Suprakonstruktionen 
(zahnärztliche und zahntechnische Leistungen) in den 
Fällen, in denen eine zahnprothetische Versorgung not-
wendig ist und die geplante Versorgung einer Methode 
entspricht, die gemäß § 135 Absatz 1 SGB V anerkannt 
ist. Die Festzuschüsse umfassen 50 vom Hundert der 
nach § 57 Absatz 1 Satz 6 und Absatz 2 Satz 6 und 7 
SGB V festgesetzten Beträge für die jeweilige Regelver-
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sorgung. Wählt der Polizeivollzugsbeamte einen über die 
Regelversorgung hinausgehenden gleich- oder andersar-
tigen Zahnersatz leistet die freie Heilfürsorge nur den 
doppelten Festzuschuss.

(2) Vor Anfertigung von Zahnersatz, vor Beginn einer 
Parodontose-Behandlung oder einer kieferorthopädi-
schen Behandlung ist dem Dienstvorgesetzten ein 
Behandlungsplan mit Kostenvoranschlag zur Genehmi-
gung vorzulegen. Bei Bedarf kann der Behandlungsplan 
begutachtet werden. Wird ein genehmigter Behandlungs-
plan geändert, so bedarf die Änderung erneut der Geneh-
migung.

(3) § 4 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und Absatz 3 gelten 
entsprechend.

§ 6
Krankenhausbehandlung

(§ 39 Absatz 1 SGB V)

(1) Krankenhausbehandlung im Sinne des § 39 Absatz 1 
SGB V ist in der Regel am Dienst- oder Wohnort oder in 
deren Nähe in Anspruch zu nehmen.

(2) Bei Krankenhausbehandlung im Sinne des § 39 
Absatz 1 SGB V stellt  der Dienstvorgesetzte eine Kos-
tenübernahmeerklärung aus, die der Polizeivollzugsbe-
amte mit der Verordnung von Krankenhausbehandlung  
des behandelnden Arztes dem Krankenhaus auszuhändi-
gen hat. In dringenden Fällen hat der Polizeivollzugsbe-
amte darauf hinzuweisen, dass Anspruch auf freie Heil-
fürsorge besteht. Die Kostenübernahmeerklärung ist 
unverzüglich nachzureichen.

(3) Bei Entbindung einer Polizeivollzugsbeamtin fi nden 
die Absätze 1 und 2 entsprechende Anwendung.

§ 7
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

(1) Reicht bei Polizeivollzugsbeamten eine ambulante 
Krankenbehandlung nicht aus, um eine Behinderung 
oder Pfl egebedürftigkeit abzuwenden, zu beseitigen, zu 
mindern, auszugleichen, ihre Verschlimmerung zu ver-
hüten oder ihre Folgen zu mildern, erbringt die freie 
Heilfürsorge aus medizinischen Gründen erforderliche 
ambulante Rehabilitationsleistungen in Rehabilitations-
einrichtungen, für die ein Versorgungsvertrag nach § 111 
SGB V besteht oder, soweit dies für eine bedarfsgerechte, 
leistungsfähige und wirtschaftliche Versorgung der Poli-
zeivollzugsbeamten mit medizinischen Leistungen ambu-
lanter Rehabilitation erforderlich ist, durch andere Ein-
richtungen. Die ambulanten Rehabilitationsleistungen 
sind  in der Regel am Dienst- oder Wohnort oder in deren 
Nähe durchzuführen.

(2) Reicht die Leistung nach Absatz 1 nicht aus, werden 
stationäre Rehabilitationen mit Unterkunft und Verpfl e-
gung in einer Rehabilitationseinrichtung mit einem Ver-
trag nach § 111 SGB V nach vorheriger Zustimmung des 
nächsthöheren Dienstvorgesetzten gewährt.

(3) Ergänzend zu den Leistungen nach den Absätzen 1 
und 2 können stationäre Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation  auch in Einrichtungen, mit denen eine 
Absprache über die Versorgung der Polizei besteht, auf 
Vorschlag des behandelnden Arztes mit vorheriger 
Zustimmung des Dienstvorgesetzten durchgeführt wer-
den, wenn nach polizeiärztlicher Feststellung die Leis-
tungen wesentlich dazu beitragen können, die Polizei-
dienstfähigkeit zu erhalten oder wiederherzustellen.

(4) Medizinische Leistungen zur Rehabilitation, deren 
unmittelbarer Anschluss an eine Krankenhausbehand-
lung nach polizeiärztlicher Feststellung medizinisch not-
wendig ist (Anschlussrehabilitation), werden mit vorhe-
riger Zustimmung des Dienstvorgesetzten in den in den 
Absätzen 1 bis 3 genannten Einrichtungen gewährt.

(5) Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach 
den Absätzen 1 bis 4 werden in der Regeldauer des § 40 
Absatz 3 SGB V gewährt, es sei denn, eine Verlängerung 
der Leistungen ist aus medizinischen Gründen dringend 
erforderlich. Eine Wiederholungsmaßnahme der Leis-
tungen nach den Absätzen 1 bis 4 wegen desselben Lei-
dens kann in der Regelfrequenz des § 40 Absatz 3 SGB V 
gewährt werden, wenn durch sie eine endgültige oder 

langdauernde Wiederherstellung der Dienstfähigkeit zu 
erwarten ist. Vorzeitige Leistungen können nur erbracht 
werden, wenn sie aus medizinischen Gründen erforder-
lich sind.

(6) Verstößt der Polizeivollzugsbeamte nach Feststellung 
des leitenden Arztes der Rehabilitationseinrichtung 
gegen die Ziele der Behandlung oder gegen die Hausord-
nung, kann die Bewilligung der Maßnahme bis zu ihrem 
Abschluss von dem Dienstvorgesetzten widerrufen wer-
den.

(7) Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach 
den Absätzen 1 bis 3 werden nicht bewilligt, wenn der 
Polizeivollzugsbeamte die Entlassung beantragt hat, ein 
Verfahren auf Rücknahme der Ernennung, ein Diszipli-
narverfahren mit dem Ziel der Entfernung aus dem 
Dienst bei gleichzeitiger Dienstenthebung oder ein Ver-
fahren mit der Folge des Verlustes der Beamtenrechte 
schwebt.

(8) Vorsorgeleistungen für Mütter/Väter in Einrichtun-
gen des Müttergenesungswerkes oder ähnlichen Einrich-
tungen und Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen sind keine 
Leistungen der freien Heilfürsorge nach dieser Verord-
nung.

§ 8
Arznei- und Verbandmittel

Der Polizeivollzugsbeamte hat Anspruch auf Versorgung 
mit Arzneimitteln, soweit diese in der vertragsärztlichen 
Versorgung verordnungsfähig sind, und auf Versorgung 
mit Verbandmitteln, Harn- und Blutteststreifen.

Darüber hinaus besteht der Anspruch auf folgende ver-
schreibungspfl ichtige Arzneimittel bei Verordnung in 
den  genannten Anwendungsgebieten:

1.   Arzneimittel zur Anwendung bei Erkältungskrank-
heiten und grippalen Infekten     einschließlich der 
bei diesen Krankheiten anzuwendenden Schnupfen-
mittel, Schmerzmittel, hustendämpfenden und hus-
tenlösenden Mittel,

2.  Mund- und Rachentherapeutika,

3.  Abführmittel,

4.  Arzneimittel gegen Reisekrankheit.

§ 9
Heilmittel

Heilmittel sind persönliche medizinische Leistungen. Zu 
ihnen gehören Maßnahmen der physikalischen Therapie, 
der podologischen Therapie, der Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie und der Ergotherapie. Für Heilmittel ist 
die vorherige Anerkennung durch den Dienstvorgesetz-
ten einzuholen.

In dringenden Fällen hat der Polizeivollzugsbeamte dar-
auf hinzuweisen, dass Anspruch auf freie Heilfürsorge 
nach dieser Verordnung besteht. Die Kostenübernah-
meerklärung ist unverzüglich nachzureichen. Es sind die 
zugelassenen Leistungserbringer im Sinne des § 124 SGB 
V in der Regel am Dienst- oder Wohnort oder in deren 
Nähe in Anspruch zu nehmen.

§ 10
Hilfsmittel

(1) Hilfsmittel sind sächliche medizinische Leistungen. 
Der Polizeivollzugsbeamte hat Anspruch auf die Versor-
gung mit ärztlich verordneten Hilfsmitteln, die im Ein-
zelfall erforderlich sind, den Erfolg der Krankenbehand-
lung zu sichern oder eine Behinderung auszugleichen, 
soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine Gebrauchsge-
genstände des täglichen Lebens anzusehen sind. Der 
Anspruch umfasst zudem die notwendige Änderung, 
Instandsetzung und Ersatzbeschaffung von Hilfsmitteln.

Für ein erforderliches Hilfsmittel, für das ein Festbetrag 
nach § 36 SGB V festgesetzt ist, werden die Kosten bis 
zur Höhe dieses Betrages übernommen.

Pfl egehilfsmittel im Sinne des Elften Buches Sozialge-
setzbuch sind keine Hilfsmittel nach dieser Verordnung.
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(2) Der Polizeivollzugsbeamte hat Anspruch auf Versor-
gung mit Sehhilfen. Für die Beschaffung und Instandset-
zung von Sehhilfen gilt die Festbetragsregelung nach 
§ 36 SGB V. Der Anspruch auf Versorgung mit Sehhilfen 
umfasst nicht die Kosten des Brillengestells. Ein erneu-
ter Anspruch auf Versorgung mit Sehhilfen nach Satz 1 
und 2 besteht nur bei Änderung der Sehfähigkeit um 
mindestens 0,5 Dioptrien oder in anderen medizinisch 
zwingend erforderlichen Fällen, die in den Richtlinien 
des Gemeinsamen Bundesausschusses der Ärzte und 
Krankenkassen bestimmt sind.

Kosten für Reservebrillen werden nicht übernommen, es 
sei denn, das Mitführen einer Ersatzbrille ist für die 
Ausübung des Dienstes nach anderen Vorschriften ver-
pfl ichtend.

(3) Für die Versorgung mit Kontaktlinsen wird auf § 33 
Absatz 3 SGB V verwiesen.

(4) Die Beschaffung, Änderung, Instandsetzung und 
Ersatzbeschaffung ärztlich verordneter Hilfsmittel 
bedarf der vorherigen Anerkennung durch den Dienst-
vorgesetzten. Bis zu einem Betrag von 100 Euro entfällt 
die vorherige Anerkennung, wenn der Krankheitsfall 
eine unverzügliche Versorgung erfordert. Ist eine erfor-
derliche vorherige Anerkennung ohne Verschulden des 
Heilfürsorgeberechtigten unterblieben, wird Heilfür-
sorge dennoch gewährt.

(5) Bei orthopädischem Schuhwerk für Selbsteinkleider 
wird der Mehrbetrag gegenüber dem Preis für handels-
übliches Schuhwerk ersetzt.

§ 11
Kostenübernahme bei Behandlung im Ausland

(1) Wird während eines vorübergehenden Auslandsauf-
enthaltes eine unaufschiebbare Krankenbehandlung not-
wendig, werden die Aufwendungen bis zu der Höhe 
erstattet, in der sie bei Inanspruchnahme eines niederge-
lassenen Arztes oder eines Krankenhauses im Inland 
ohne Berücksichtigung der für die Polizei geltenden 
Gebührensätze entstanden wären. Dies gilt auch für eine 
unaufschiebbare Krankenbehandlung während einer 
dienstlichen Verwendung im Ausland, soweit die Versor-
gung im Krankheitsfall nicht auf andere Weise sicherge-
stellt ist. In allen anderen Krankheitsfällen werden bei 
dienstlich bedingtem Auslandsaufenthalt die Kosten bis 
zu der Höhe erstattet, in der sie im Inland nach den Vor-
schriften der freien Heilfürsorge entstanden wären. Maß-
nahmen zur medizinischen Rehabilitation gemäß § 7 die-
ser Verordnung sind im Inland durchzuführen.

(2) Polizeivollzugsbeamten mit ständigem Wohnsitz im 
Ausland können bei unverzüglich erforderlichen Kran-
kenbehandlungen die im Ausland entstandenen Kosten 
bis zu der Höhe erstattet werden, in der sie im Inland 
nach den Vorschriften der freien Heilfürsorge entstanden 
wären.

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 sind die Aufwen-
dungen durch detaillierte Rechnungen nachzuweisen. 
Den Belegen ist eine Übersetzung beizufügen. Die Kos-
ten für die Übersetzung sind nicht erstattungsfähig.

§ 12
Fahrkosten

(1) Die freie Heilfürsorge übernimmt nach den Absät-
zen 2 und 3 die Kosten für Fahrten einschließlich der 
Krankentransporte, wenn sie im Zusammenhang mit 
einer Leistung der freien Heilfürsorge aus zwingenden 
medizinischen Gründen notwendig sind. Die freie Heil-
fürsorge übernimmt  Fahrkosten zu einer ambulanten 
Behandlung nur nach vorheriger Genehmigung durch 
den Dienstvorgesetzten in besonderen Ausnahmefällen, 
die der gemeinsame Bundesausschuss in den Richtlinien 
nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 SGB V festgelegt 
hat.

(2) Die freie Heilfürsorge übernimmt die Kosten für 
Fahrten

1.   bei Leistungen, die stationär erbracht werden; dies 
gilt bei einer Verlegung in ein anderes Krankenhaus 
nur, wenn die Verlegung aus zwingenden medizini-
schen Gründen erforderlich ist, oder bei einer mit 

Einwilligung des Dienstvorgesetzten erfolgten Verle-
gung in ein wohnortnahes Krankenhaus,

2.   bei Rettungsfahrten zum Krankenhaus auch dann, 
wenn eine stationäre Behandlung nicht erforderlich 
ist,

3.   bei anderen Fahrten, die während der Fahrt einer 
fachlichen Betreuung oder der besonderen Einrich-
tungen eines Krankenwagens bedürfen oder bei denen 
dies auf Grund ihres Zustandes zu erwarten ist 
(Krankentransport),

4.   bei Fahrten zu einer ambulanten Krankenhausbe-
handlung sowie zu einer Behandlung nach § 115 a 
oder § 115 b SGB V, wenn dadurch eine an sich gebo-
tene vollstationäre oder teilstationäre Krankenhaus-
behandlung vermieden oder verkürzt wird.

(3) Darüber hinaus werden Fahrkosten übernommen

1.   bei Begutachtungen in Verbindung mit Leistungen 
der freien Heilfürsorge auf Veranlassung des Polizei-
arztes,

2.   bei Inanspruchnahme von Impfl eistungen nach § 3 
und Leistungen nach § 7 dieser Verordnung.

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nummern 1 und 4 und 
des Absatzes 3 Nummern 1 und 2 sind in der Regel die 
nachgewiesenen Kosten der niedrigsten Beförderungs-
klasse regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel und 
für die Beförderung von Gepäck in entsprechender 
Anwendung des Landesreisekostengesetzes erstattungs-
fähig. Dies gilt auch für Fahrkosten einer Begleitperson, 
wenn die Begleitung aus medizinischen Gründen not-
wendig ist. Bei Benutzung eines privaten Kraftfahrzeugs 
werden die Kosten des Fahrpreises für Beförderungsmit-
tel im Sinne des Satzes 1 übernommen. Den Nachweis 
über die Höhe der Kosten führt  der Polizeivollzugsbe-
amte.

(5) Die Übernahme von nachgewiesenen Kosten für 
andere Beförderungsmittel (z. B. Taxi, Mietwagen, 
 Krankentransportwagen, Rettungswagen, Rettungshub-
schrauber) setzt – mit Ausnahme von Notfällen – eine 
vor dem Transport ausgestellte ärztliche Verordnung 
über die Notwendigkeit ihrer Benutzung voraus. Beim 
Vorliegen einer ärztlichen Verordnung für eine Beförde-
rung mit einem Taxi oder einem Mietwagen können die 
Kosten für die Benutzung eines privaten Kraftfahrzeugs 
in entsprechender Anwendung des § 6 Absatz 1 des Lan-
desreisekostengesetzes übernommen werden.

(6) Fahrkosten, die bei Erkrankung während eines pri-
vaten Auslandaufenthaltes entstehen, sowie die Kosten 
des Rücktransports an den Wohnort werden nicht über-
nommen.

§ 13
Verfahren

(1) Der Polizeivollzugsbeamte erhält die Leistungen der 
freien Heilfürsorge als Sachleistung.

(2) Die nach dieser Verordnung vorgesehenen Genehmi-
gungen, Anerkennungen bzw. Zustimmungen durch den 
Dienstvorgesetzten bedürfen der Beteilung des zuständi-
gen polizeiärztlichen Dienstes. Der Dienstvorgesetzte 
kann diese Aufgaben auch vollständig dem jeweils 
zuständigen Polizeiarzt übertragen, falls dieser Angehö-
riger seiner Behörde ist.

(3) Soweit diese Verordnung Erstattungen zulässt, ist 
die Erstattung der Aufwendungen innerhalb eines Jahres 
nach ihrem Entstehen, spätestens jedoch ein Jahr nach 
der Ausstellung der Rechnung zu beantragen. Verspätet 
geltend gemachte Aufwendungen werden nur erstattet, 
wenn das Versäumnis entschuldbar ist.

§ 14
Gleichstellungsklausel

Soweit in dieser Verordnung personenbezogene Bezeich-
nungen im Maskulinum stehen, wird diese Form verall-
gemeinernd verwendet und bezieht sich auf beide 
Geschlechter.
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§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 
Die Polizei-Heilfürsorgeverordnung vom 13. Juli 2001 
(GV. NRW. S. 536) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2009 außer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2014 außer Kraft.

Düsseldorf, den 9. Dezember 2009

Der Innenminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Ingo  W o l f  MdL

– GV. NRW. 2009 S. 812

600

Verordnung zur Aufhebung
der Verordnung zur Änderung

der Dienststellenbezeichnung und Sitzverlegung
der Oberfi nanzdirektion Düsseldorf

Vom 19. November 2009

Aufgrund des § 7 Absatz 2 des Finanzverwaltungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 
2006 (BGBl. I S. 846), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 10. August 2009 (BGBl. I S. 2702), wird 
verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung zur Änderung der Dienststellenbezeich-
nung und Sitzverlegung der Oberfi nanzdirektion Düssel-
dorf vom 12. Dezember 2005 (GV. NRW. S. 953) wird 
aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

Düsseldorf, den 19. November 2009

Der Finanzminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Helmut  L i n s s e n

– GV. NRW. 2009 S. 815
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